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Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ 

Beschlussentwurf: 
Der Rat stellt vor Behandlung der Stellungnahmen fest, dass eine Einzelabstimmung über die Beschlussentwürfe 
beantragt / nicht beantragt wird. (bitte nicht Zutreffendes in der Niederschrift streichen) 
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Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

 
A) Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit 

 
Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass im Zuge der Offenlage des Bebauungsplanes gemäß 
§ 3 (2) BauGB keine Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit eingegangen sind, über die im Rahmen der Gesamt-
abwägung zu entscheiden ist. 
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Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB  

 
B) Stellungnahmen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Der Rat der Stadt Rheinbach nimmt davon Kenntnis, dass während der Offenlage des Planentwurfs gem. § 4 (2) 
BauGB nachfolgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben haben, 
über die zu entscheiden ist 
 

B 1.01 Bezirksregierung Köln, Dezernat 54 - Wasserwirtschaft, Gewässerschutz-, Zeughausstr. 2-

10, 50606 Köln 

Hier: Schreiben vom 20.12.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.01: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 20.12.2017 eingegangene Stellungnahme 

B 1.01 wie folgt zu entscheiden:  

Die gleichlautende Stellungnahme der Bezirksregierung Köln, Dezernat 54, -Wasserwirtschaft, Gewässerschutz-, 
welche im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ 
und 18. Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 09.08.2017 
einging, wurde in der Sitzung des SUPV (Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt Planung und Verkehr) der 
Stadt Rheinbach in seiner Sitzung am 21.11.2017 bereits behandelt und vorberaten. Das Ergebnis Stadt Rhein-
bach wird hierzu nachfolgend nochmals (kursive Schreibweise) aufgeführt: 

Zu: Geplantes Wasserschutzgebiet Heimerzheim 

Die Bedenken des Dezernates 54 -Wasserwirtschaft, Gewässerschutz– der Bezirksregierung Köln bezogen auf 
die weitere Ausweisung von gewerblicher Bauflächen im direkten Anschluss an die bereits im Flächennutzungs-
plan dargestellte Flächen im Hinblick auf das geplante WSG Heimerzheim werden zur Kenntnis genommen. Der 
geplante Schutzbereich überlagert großflächig den Siedlungsbereich der Stadt Rheinbach einschließlich aller 
bestehender Gewerbegebiete und ausgewiesener Siedlungsentwicklungsflächen, sowie städtebaulich sinnvolle 
Arrondierungs- und Erweiterungsflächen für eine zukunftsorientierte Stadtentwicklung. Die Verordnung befindet 
sich noch nicht im formellen Verfahren, jedoch wird die Stadt Rheinbach im Zuge eines solchen Verfahrens ihre 
Belange hinsichtlich der Gewährleistung eines dynamischen Bestandsschutzes und einer perspektivischen 
Stadtentwicklung geltend machen.  

Ziele dieser perspektivischen Stadtentwicklung sind u.a. in dem im Juni 2015 durch den Rat der Stadt Rheinbach 
als städtebauliches Konzept beschlossenen Gewerbeflächenkonzept der Stadt Rheinbach dargelegt. So ist der 
Standort Wolbersacker aufgrund seines Angebotes an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik beson-
ders geeignet, das in Rheinbach bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund 
der Lage zwischen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an 
die BAB 61 und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechni-
sche Anschlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. In Fortentwicklung des bereits nördlich 
vorhandenen Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die Flächen im Sinne einer städtebaulich 
geordneten Entwicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen sowie unter Berücksichtigung einer 
wirtschaftlichen Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan südlich gelegenen landwirtschaftli-
chen Flächen (ca. 17 ha) in die Planung einbezogen werden. 

Im Juli 2017 wurde eine Anfrage gemäß § 34 Landesplanungsgesetz an die Bezirksregierung Köln gestellt, mit 
dem Ergebnis, dass für die südlichen Erweiterungsflächen bis auf die verkehrliche Anbindung an die B 266 eine 
Änderung des Regionalplanes erforderlich ist. Die landesplanerische Anfrage wird überarbeitet und der Bezirks-
regierung zur erneuten Stellungnahme vorgelegt. Parallel wird in Abstimmung mit der Bezirksregierung das Ver-
fahren zur Änderung des Regionalplanes eingeleitet. Der Erweiterungsbereich wird erst in den gültigen Flächen-
nutzungsplan aufgenommen, wenn eine positive Abstimmung mit der Bezirksregierung Köln vorliegt. Anschlie-
ßend kann dieser Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 59 Wolbersacker per Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Stadt Rheinbach rechtskräftig werden. 

Mit Schreiben vom 19.02.2018 teilte die Bezirksregierung zwischenzeitlich mit, dass die vorgelegte 18. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Rheinbach für den Bereich „Gewerbegebiet Wolbersacker“, mit dem vorge-
legten Planungsstand vom 20.11.2017 an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst ist. 

 

Zu: Vorbeugender Gewässerschutz 

Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die von den Industrien freigesetzt werden könnten, wird entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben in den nachgeordneten Genehmigungsverfahren geregelt. Hierbei werden die 
Vorschriften zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen berücksichtigt. Somit wird ein potentielles Risiko für 
das Grundwasser und die Trinkwasserversorgung ausgeschlossen. 
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Um die Grundwassergefährdung auch ohne gültige Wasserschutzgebietsverordnung zu minimieren wird vorsorg-
lich ein Hinweis auf das Wasserschutzgebiet der geplanten Wassergewinnungsanlage Heimerzheim und die 
daraus resultierenden Anforderungen in den Bebauungsplan aufgenommen. 

Für das Plangebiet wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt, um eine bestmögliche Ausnutzung der gewerblichen Bau-
flächen zu gewährleisten und somit die weiteren Ausweisungen von Gewerbe- und Industriegebieten im Stadtge-
biet von Rheinbach zu minimieren. Dem Bodengutachten zufolge besitzt der vorhandene Boden nur eine geringe 
Versickerungsfähigkeit. Daher wird das anfallende Niederschlagswasser in einem Retentionsbodenfilter gesam-
melt und anschließend über eine Drosselung dem Wasserkreislauf zugeführt.  

Mit diesen Maßnahmen wird der Eingriff in den Boden und in den Wasserhaushalt minimiert.  

Die Ausführungen der mit Schreiben vom 20.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.01 der Bezirks-
regierung Köln, Dezernat 54, mit Verweis des Dezernats auf die Stellungnahme im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung vom 09.08.2017 werden zur Kenntnis genommen. Im textlichen Teil des Bebauungsplan-
Entwurfs, Fassung der Offenlage, wurde bereits unter Abschnitt C: „Hinweise“ auf das geplante Wasser-
schutzgebiet Heimerzheim hingewiesen. Die vorliegende Fassung des Bebauungsplans wird mit dem 
verbleibenden und unveränderten Hinweis auf das geplante Wasserschutzgebiet Heimerzheim beschlos-
sen. 
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B 1.02 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Infra I 

3, Fontaingraben 200, 53123 Bonn 

Hier: Schreiben vom 07.12.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.02 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.02 wie folgt zu entscheiden:  

Die zulässige Gesamthöhe von Gebäuden wird gemäß Festsetzungen weiterhin maximal 22,00 m ohne Überbau-
ten und 25,00 m mit Überbauten betragen. Ferner kann es zu geringfügigen Überhöhungen durch die Anpassung 
an die vorhandene Topographie kommen. Eine Überschreitung von 30,00 m über Gelände kann nach abschlie-
ßender Planung jedoch ausgeschlossen werden. Eine nochmalige Vorlage der Planunterlagen im Vorfeld der 
Erteilung einer Baugenehmigung ist daher nicht erforderlich. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.02 des Bundesamts für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.03 Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel, Postfach 120161, 

53874 Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 21.12.2017 
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Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel- im Rahmen der frühzei-
tigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des Flächen-
nutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 20.07.2017: 
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Beschlussentwurf zu B 1.03: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 
1.03 wie folgt zu entscheiden:  

Die Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel-, welche im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des 
Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 20.07.2017 einging, wurde in der Sit-
zung des SUPV (Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt Planung und Verkehr) der Stadt Rheinbach in seiner 
Sitzung am 21.11.2017 bereits behandelt und vorberaten. Die Inhalte der damaligen Stellungnahme des Landes-
betrieb Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel vom 20.07.2017 sind v. g. dargestellt. Das Be-
schlussergebnis der Stadt Rheinbach wird hierzu nachfolgend nochmals (kursive Schreibweise) aufgeführt: 

Die Darstellungen hinsichtlich der noch abzustimmenden Planung und detaillierten Kostenverteilung der genann-
ten Baumaßnahmen werden zur Kenntnis genommen. Hierbei ist außerhalb des Planverfahrens zusätzlich zu 
klären, welche Regelungen insbesondere hinsichtlich der erforderlichen Ertüchtigung der Anschlussstellen BAB 
61 / B 266 getroffen werden müssen. Im Anschluss an das Planverfahren sollen die dafür notwendigen öffentlich-
rechtlichen Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem Straßenbaulastträger und der Stadt Rheinbach geschlos-
sen werden. Die aufgeführten Neu- und Ausbaumaßnahmen der einzelnen Knotenpunkte sollen bedarfsgerecht 
erfolgen. Die hierfür notwendigen detaillierten straßentechnischen Entwürfe werden dafür entsprechend vorge-
legt.  

Zu Textliche Festsetzungen: Teil A 

4. Stellplätze 
Die Ausführungen zu den Stellplätzen in der Anbauverbotszone werden zur Kenntnis genommen. Von Seiten der 
Stadt Rheinbach wird darauf hingewiesen, dass Stellplätze und sonstige baulichen Anlagen gem. der textlichen 
Festsetzungen in den Anbauverbotszonen ausgeschlossen werden. 
 
7. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. § 9 (1) Nr. 25 a 
BauGB 
Im Rahmen des Bebauungsplanes werden die genannten Empfehlungen und Richtlinien zu den Bepflanzungen 
und Schutzmaßnahmen berücksichtigt. 
 
Zu: Textliche Festsetzungen: Teil B  

1. Werbeanlagen 
Durch die Festsetzungen wird die Errichtung von Werbeanlagen innerhalb der Anbauverbotszonen ausgeschlos-
sen. Die weiteren Hinweise und Anmerkungen in Bezug auf die Zulässigkeit und Ausgestaltung von Werbeanla-
gen werden berücksichtigt 
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2. Fassadengestaltung 
Die Ausführungen zur Ausgestaltung von Schaufenstern werden zur Kenntnis genommen. Die weiteren Hinweise 
und Anmerkungen in Bezug auf die Ausgestaltung von Fassaden werden berücksichtigt. 

3. Besondere Anforderungen an bauliche Anlagen 
Die Errichtung von baulichen Anlagen jeglicher Art einschließlich temporärer Bauten ist auf Grundlage der pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen grundsätzlich ausgeschlossen. Die Ausführungen zu den Sichtdreiecken werden 
zur Kenntnis genommen.  
 
4. Einfriedungen 
Die Darstellungen werden im textlichen Teil des Bebauungsplans im Abschnitt B: Bauordnungsrechtliche Fest-
setzungen mit übernommen. 
 
Im Plangebiet ist lediglich die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal ausnahmswei-
se zulässig. Für diese Nutzungen sind die möglicherweise erforderlichen Schallschutzmaßnahmen am Gebäude 
von jeweiligem Bauherrn nachzuweisen. Der Hinweis auf die in Folge der Planung nicht geltend zu machenden 
rechtlichen Ansprüche gegenüber der Straßenbauverwaltung in Bezug auf die mögliche Realisierung aktiver oder 
passiver Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet aufgrund von Lärmbelastungen der Bundesautobahn BAB 61, 
der Bundesstraße B 266 sowie der Landesstraße L 158 werden zur Kenntnis genommen. 
 
Da keine Bebauungen direkt an den vorhandenen Straßen errichtet werden und die Mindestabstände zwischen 
der Straßenbegrenzungslinie und den Baugrenzen im Bebauungsplan mindestens 25,00 m betragen, ist ein 
zeichnerischer oder textlicher Hinweis auf die Verkehrsemissionen (Staub, Lärm, Abgase, Sprühfahnen und 
Spritzwasser bei Nässe) ausgehend von den plangebietsbegleitenden öffentlichen Verkehrsflächen aus Sicht der 
Stadt Rheinbach nicht notwendig. 

Die Hinweise der mit Schreiben vom 20.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.03 des Landesbe-
triebs Straßenbau NRW, Regionalniederlassung Ville-Eifel unter Bezugnahme der mit Schreiben vom 
20.07.2017 eingegangenen Stellungnahme hinsichtlich der Einhaltung der erforderlichen Richtlinien in 
Bezug auf die Bepflanzung sowie die Zulässigkeit und Ausgestaltung von Werbeanlagen, Fassadenge-
staltungen und Einfriedungen wurden bereits mittels Festsetzungen im Abschnitt B: „Bauordnungsrecht-
liche Festsetzungen“ sowie zusätzlich in Form von Hinweisen im Abschnitt C: „Hinweise“ bereits in der 
Entwurfsfassung des Bebauungsplans, Stand Offenlage, mit berücksichtigt. Die weiteren Darstellungen 
und Anmerkungen werden zu Kenntnis genommen. Die vorliegende Fassung des Bebauungsplans wird 
mit den berücksichtigten Ausführungen beschlossen. 
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B 1.04 LVR- Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland, Endenicher Straße 129,129a und 133, 

53155 Bonn 

Hier: Schreiben vom 07.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.04: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.04 wie folgt zu entscheiden: 

Der angeregte Hinweis zum Umgang mit möglicherweise auftretenden Bodendenkmälern, deren Umgang nach 
Befund sowie die zu benachrichtigenden behördlichen Ansprechpartner wurde bereits vollumfänglich in den Ent-
wurf zum Bebauungsplan im Vorfeld der Offenlage im textlichen Bestandteil unter C: Hinweise, 1. Bodendenkmal 
übernommen. Die weiteren Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 

Untersuchungen zu Bodendenkmälern in der Fläche wurden aufgenommen und werden in enger Abstimmung mit 
dem LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland durchgeführt. Ein Erhaltungsvorbehalt besteht nicht. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.04 des LVR-Amt für Bodendenkmalpflege im Rheinland ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 

  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker“ und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

 

Seite 18 von 78 
 

B 1.05a Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen, Gartenstraße 11, 50765 Köln 

Hier: Schreiben vom 18.12.2017 
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Beschlussentwurf zu B 1.05a: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.12.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.05a wie folgt zu entscheiden:  
 
Im Zuge der geplanten Erschließung und Bebauung des Plangebiets werden die vorhandenen landwirtschaftli-
chen Nutzungen, soweit möglich, mit berücksichtigt. Die Erschließung und Bebauung soll dabei in mehreren 
Bauabschnitten, von Norden nach Süden verlaufend, erfolgen. Die gem. § 9 (2) Nr. 2 BauGB festgesetzten Flä-
chen im südlichen Bereich des Bebauungsplangebietes werden bis zur zulässigen Nutzungsänderung nach 
Rechtskraft der erforderlichen Flächennutzungsplanänderung im Zusammenhang erhalten. Hierdurch wird einer 
betriebsgerechten Bewirtschaftungsmöglichkeit der derzeit landwirtschaftlichen Flächen Rechnung getragen. Da 
auch die Anlage der Kompensationsmaßnahmen im geplanten Umfang im südlichen Bereich erst nach Rechts-
kraft der erforderlichen Flächennutzungsplanänderung erfolgt, werden die bestehenden landwirtschaftlichen Nut-
zung zwischenzeitlich hierdurch nicht beeinträchtigt. 

Im Landschaftsplan Nr. 4 Meckenheim-Rheinbach-Swisttal des Rhein-Sieg-Kreises, welcher hinsichtlich des 
Plangebiets zu berücksichtigen ist, werden die Pflanzenarten Crataegus monogyna (Weißdorn) und Euonymus 
europaeus (Pfaffenhütchen) als standortheimische Gehölze für Anpflanzungen mit aufgeführt. Aus diesem Grund 
wurden die v. g. Pflanzenarten in die Pflanzliste zum Bebauungsplan fachlich folgerichtig mit aufgenommen. 
Aufgrund der örtlichen Situation, bezogen auf die Nähe der geplanten Anpflanzungen zu bestehenden Obstkul-
turstandorten, ist jedoch die Herausnahme der Sorte Crataegus monogyna (Weißdorn) hinsichtlich seiner mögli-
chen negativen Auswirkungen auf die Obstkulturen vertretbar. Hierdurch wird auch der  Verordnung zur Bekämp-
fung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung) vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2551) Rechnung 
getragen. 

Die Verwendung der Pflanzenart Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen) soll jedoch weiterhin planungsrechtlich 
ermöglicht werden, da die geplanten Gehölzpflanzungen im Plangebiet insgesamt naturnah angelegt und unter-
halten werden sollen. Der mögliche Befall der Pflanzenart durch die Schwarze Bohnenlaus ist möglich. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass die natürlichen Feinde der Blattläuse durch die naturnahe Anpflanzung und 
Unterhaltung der Flächen für ein ausreichendes Gleichgewicht sorgen werden. Von einer weiteren Reduktion der 
grundsätzlich nur wenige Arten umfassenden Strauchartenliste soll daher abgesehen werden. 

Der Anregung zur Herausnahme der Pflanzenart Crataegus monogyna (Weißdorn) aus der Pflanzliste des 
Bebauungsplans wird gefolgt. Der weiteren Anregung zur Herausnahme der Pflanzenart Euonymus euro-
paeus (Pfaffenhütchen) wird nicht gefolgt. Die weiteren Darstellungen der mit Schreiben vom 18.12.2017 
eingegangene Stellungnahme B 1.05a der Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen werden zur 
Kenntnis genommen. 
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B 1.05b Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen, Gartenstraße 11, 50765 Köln 

Hier: Schreiben vom 03.01.2018 

 

 
 
Beschlussentwurf zu B 1.05b: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.01.2018 eingegangene Stellungnahme 
B 1.05b wie folgt zu entscheiden:  
 

Die Darstellungen der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen werden hinsichtlich der voneinander abwei-
chenden Geltungsbereiche beider Bauleitpläne zur Kenntnis genommen. Mit Schreiben vom 19.02.2018 teilte die 
Bezirksregierung zwischenzeitlich mit, dass die vorgelegte 18. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt 
Rheinbach für den Bereich „Gewerbegebiet Wolbersacker“, mit dem vorgelegten Planungsstand vom 20.11.2017 
an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst ist.  
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Durch die im Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ getroffene bedingte Festsetzung für die nicht in 
der 18. Änderung des Flächennutzungsplans enthaltenen Grundstücksflächen wird der vorübergehende Erhalt 
der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung innerhalb dieser  Flächen planungsrechtlich gesichert. Die in Rede 
stehenden Flächen sollen der geplanten gewerblichen bzw. industriellen Nutzung zugeführt werden, wenn die 
hierfür erforderliche Änderung des Regionalplans und die sich daran anschließende weitere Änderung des Flä-
chennutzungsplans abgeschlossen ist. 

 
Der Erreichbarkeit der verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans 
Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ wird durch die Erschließungsplanung sichergestellt. Hierbei soll der bestehen-
de landwirtschaftliche Weg (Flst. Nr. 1) in seiner östlichen Fortsetzung temporär an die geplanten öffentlichen 
Verkehrsflächen angeschlossen werden. Sofern sämtliche in der 18. Änderung des Flächennutzungsplans ent-
haltenen Flächen der geplanten planungsrechtlichen Nutzung zugeführt worden sind, und die in diesem Zusam-
menhang erforderlichen Grundstückseigentumsverhältnisse vertraglich angepasst wurden, wird die Erreichbarkeit 
der verbleibenden landwirtschaftlichen Flächen weiterhin über den entlang der südlichen Abgrenzung des Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans verlaufenden landwirtschaftlichen Weg (Flst Nr. 64) mit weiterführender An-
bindung über das Flst. Nr. 74 an die Bundesstraße B 266 im Westen gewährleistet. Für die südwestlich gelege-
nen landwirtschaftlichen Flächen besteht weiterhin zusätzlich die Möglichkeit der verkehrlichen Erreichbarkeit 
über den vorhandenen landwirtschaftlichen Stichweg (Flst. Nr. 74). 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.01.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.05b der Landwirtschaftskammer Nordrhein - Westfalen ist keine Beschlussfassung 
erforderlich.  
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B 1.06 Rheinischer Landwirtschafts-Verband e.V., Frankfurter Straße 61a, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 21.12.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.06: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 21.12.2017 eingegangene Stellungnahme 
B 1.06 wie folgt zu entscheiden: 
 
Im Zuge der geplanten Erschließung und Bebauung des Plangebiets werden die vorhandenen landwirtschaftli-
chen Nutzungen, soweit möglich, mit berücksichtigt. Die Erschließung und Bebauung soll dabei in mehreren 
Bauabschnitten, von Norden nach Süden verlaufend, erfolgen. Die gem. § 9 (2) Nr. 2 BauGB festgesetzten Flä-
chen im südlichen Bereich des Bebauungsplangebietes werden bis zur zulässigen Nutzungsänderung nach 
Rechtskraft der erforderlichen Flächennutzungsplanänderung im Zusammenhang erhalten. Hierdurch wird einer 
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betriebsgerechten Bewirtschaftungsmöglichkeit der derzeit landwirtschaftlichen Flächen Rechnung getragen. Da 
auch die Anlage der Kompensationsmaßnahmen im geplanten Umfang im südlichen Bereich erst nach Rechts-
kraft der erforderlichen Flächennutzungsplanänderung erfolgt, werden die bestehenden landwirtschaftlichen Nut-
zung zwischenzeitlich hierdurch nicht beeinträchtigt. 

Im Landschaftsplan Nr. 4 Meckenheim-Rheinbach-Swisttal des Rhein-Sieg-Kreises, welcher hinsichtlich des 
Plangebiets zu berücksichtigen ist, werden die Pflanzenarten Crataegus monogyna (Weißdorn) und Euonymus 
europaeus (Pfaffenhütchen) als standortheimische Gehölze für Anpflanzungen mit aufgeführt. Aus diesem Grund 
wurden die v. g. Pflanzenarten in die Pflanzliste zum Bebauungsplan fachlich folgerichtig mit aufgenommen. 
Aufgrund der örtlichen Situation, bezogen auf die Nähe der geplanten Anpflanzungen zu bestehenden Obstkul-
turstandorten, ist jedoch die Herausnahme der Sorte Crataegus monogyna (Weißdorn) hinsichtlich seiner mögli-
chen negativen Auswirkungen auf die Obstkulturen vertretbar. Hierdurch wird auch der  Verordnung zur Bekämp-
fung der Feuerbrandkrankheit (Feuerbrandverordnung) vom 20. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2551) Rechnung 
getragen. 

Die Verwendung der Pflanzenart Euonymus europaeus (Pfaffenhütchen) soll jedoch weiterhin planungsrechtlich 
ermöglicht werden, da die geplanten Gehölzpflanzungen im Plangebiet insgesamt naturnah angelegt und unter-
halten werden sollen. Der mögliche Befall der Pflanzenart durch die Schwarze Bohnenlaus ist möglich. Es ist 
jedoch davon auszugehen, dass die natürlichen Feinde der Blattläuse durch die naturnahe Anpflanzung und 
Unterhaltung der Flächen für ein ausreichendes Gleichgewicht sorgen werden. Von einer weiteren Reduktion der 
grundsätzlich nur wenige Arten umfassenden Strauchartenliste soll daher abgesehen werden. 

Der Anregung zur Herausnahme der Pflanzenart Crataegus monogyna (Weißdorn) aus der Pflanzliste des 
Bebauungsplans wird, mit inhaltlichem Verweis auf die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein - Westfalen vom 18.12.2017, gefolgt. Der weiteren Anregung zur Herausnahme der Pflanzenart Euo-
nymus europaeus (Pfaffenhütchen) wird, bezogen auf die v. g. Stellungnahme vom 18.12.2017 nicht ge-
folgt. Die weiteren Darstellungen der mit Schreiben vom 21.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 1.06 
des Rheinischen Landwirtschafts-Verbandes e. V. mit inhaltlichem Verweis auf die Stellungnahme der 
Landwirtschafskammer Nordrhein - Westfalen vom 18.12.2017 werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.07 Bezirksregierung Köln, Dezernat 25, Zeughausstraße 2, 50667 Köln 

Hier: Schreiben vom: 11.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.07: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 11.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.07 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Belange des Dezernates 25 „Verkehr“ der Bezirksregierung Köln sind nicht 
betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 11.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.07 der Bezirksregierung Köln, Dezernat 25 „Verkehr“ ist keine Beschlussfassung 
erforderlich. 
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B 1.08 Polizeipräsidium Bonn, Verkehrsplanung, Königswintererstraße 500, 53227 Bonn-

Ramersdorf 

Hier: Schreiben vom 14.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.08: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 14.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.08 wie folgt zu entscheiden: 

Die für die Planung relevanten Inhalte der vorliegenden Verkehrsuntersuchung der Ingenieurgesellschaft Brilon, 
Bondzio, Weiser zum Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“, Stand Mai 2017, werden bei der Erar-
beitung der Unterlagen zum Satzungsbeschluss des Bebauungsplans weiterhin mit berücksichtigt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 14.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.08 des Polizeipräsidiums Bonn, Direktion Verkehr / Führungsstelle, ist keine Be-
schlussfassung erforderlich. 
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B 1.09 Wahnbachtalsperrenverband, Siegelsknippen, 53721 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 18.12.2017 

 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.09: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 18.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.09 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind nicht betroffen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 18.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.09 des Wahnbachtalsperrenverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.10 Amprion GmbH, Rheinlanddamm 24, 4419 Dortmund 

Hier: Schreiben vom 13.12.2017 

 

 

 

Stellungnahme der Amprion GmbH im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rhein-
bach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit 
Schreiben vom 11.07.2017: 
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Beschlussentwurf zu B 1.10: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 13.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.10 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen. Im Rahmen der Offenlage 
des Bebauungsplanentwurfs Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ sowie des Entwurfs zur 18. Änderung des Flä-
chennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ wurden die zuständigen Unternehmen hinsichtlich weiterer 
Versorgungsleitungen nochmals mit beteiligt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 13.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.10 der Amprion GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.11 Pledoc GmbH, Postfach 120255, 45312 Essen 

Hier: Schreiben vom 07.12.2017 
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Beschlussentwurf zu 1.11: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.11 wie folgt zu entscheiden: 

Eine Ausdehnung oder Erweiterung der Geltungsbereiche der Bauleitpläne Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 
18. Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“, Stand der Offenlage, sowie der exter-
nen Flächen, die für den ökologischen und artenschutzrechtlichen Ausgleich mit herangezogen werden sollen, ist 
nicht geplant. Auskünfte zu möglichen Anlagen weiterer Netzbetreiber, Versorgungsunternehmen und Konzern-
gesellschaften wurden im Rahmen der Offenlage der Bauleitpläne eingeholt. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 07.12.2017 eingegangenen 
Stellungnahme B 1.11 der Pledoc GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.12 Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Godorfer Hauptstraße 186, 50997 

Köln 

Hier: Schreiben vom 06.12.2017 

 

Hier: Schreiben vom 11.01.2018 aufgrund der Nachfrage seitens der Verwaltung. 
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Beschlussentwurf zu B 1.12: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.12.2017 und 11.01.2018 eingegangenen 

Stellungnahmen, welche als Punkt B 1.12 zusammengefasst wurden, wie folgt zu entscheiden: 

Es sind keine Anlagen des Unternehmens durch die vorliegende Bauleitplanung einschließlich der Lage geplan-
ter  externer Ausgleichsflächen betroffen. Eine weitere Beteiligung des Unternehmens im Planverfahren ist nicht 
erforderlich. 

 

Eine weitere Beteiligung des Unternehmens in den Bauleitplanverfahren wird nicht vorgenommen. Die 
sonstigen Darstellungen der mit Schreiben vom 06.12.2017 und 11.01.2018 eingegangenen Stellungnah-
men der Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, welche unter Punkt  B 1.12 zusammenge-
fasst wurden, werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.13 Vodafone GmbH, D2-Park, 40878 Ratingen 

Hier: Schreiben vom 06.12.2017 

 

 

Beschluss zu B 1.13: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 06.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.13 wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Die Anlagen des Unternehmens sind nicht betroffen.  

 

Die Hinwiese über das Nichtvorhandensein von Glasfaserleitungen und Kabelschutzrohren werden zur 
Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 06.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.13 der 
Vodafone GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.14 Unitymedia NRW GmbH, Postfach 102028, 34020 Kassel 

Hier: Schreiben vom 03.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.14: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.14 wie folgt zu entscheiden: 

Das Unternehmen wurde nach der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB im weiteren Verfahren im Zuge 
der Offenlage der Bauleitpläne Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des Flächennutzungsplans 
für den Bereich „Wolbersacker“ gem. § 4 (2) BauGB nochmals mit beteiligt. Da sich im Zuge der Offenlage weite-
re Erkenntnisse, die in den Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden könnten, nicht ergaben, ist eine darüber 
hinausgehende Beteiligung in den Bauleitplanverfahren gem. den gesetzlichen Bestimmungen nicht erforderlich. 
Unabhängig davon wird im Rahmen der technischen Ausbauplanung zur Erschließung eine separate Leitungsab-
frage vorgenommen. 
 

Eine weitere Beteiligung des Unternehmens in den Bauleitplanverfahren wird nicht vorgenommen. Die 
sonstigen Darstellungen der am 03.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.14 der Unitymedia NRW 
GmbH werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.15 Tele Columbus Betriebs GmbH, Kesselsdorferstr. 216, 01169 Dresden 

Hier: Schreiben vom 12.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.15: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.12.2017 eingegangene Stellungnahme 

wie folgt zu entscheiden: 

Es bestehen keine Bedenken. Anlagen von Kabelnetzbetreibern sind nicht betroffen. Die Erschließung des Plan-
gebiets wird zeitnah angestrebt. Unabhängig davon wird im Rahmen der technischen Ausbauplanung zur Er-
schließung eine separate Leitungsabfrage vorgenommen. 

 

Die Hinwiese über das Nichtvorhandensein von Anlagen von Kabelnetzbetreibern werden zur Kenntnis 
genommen. Über die mit Schreiben vom 12.12.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.15 der Tele Co-
lumbus Betriebs GmbH ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.16 Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein - Westfalen, Regionalforstamt Rhein-Sieg-Erft, 

Flerzheimer Allee 15, 53125 Bonn 

Hier: Schreiben vom 03.01.2018 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.16: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 03.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.16 wie folgt zu entscheiden: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 03.01.2018 eingegangenen 
Stellungnahme B 1.16 des Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein - Westfalen, Regionalforstamt Rhein-
Sieg-Erft ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.17 Erftverband, Postfach 1320, 50103 Bergheim 

Hier: Schreiben vom  29.01.2018 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.17: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 29.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.17 wie folgt zu entscheiden:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 29.01.2018 eingegangenen 
Stellungnahme B 1.17 des Erftverbandes ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.18 Polizeipräsidium Bonn, Postfach 2838, 53018 Bonn 

Hier: Schreiben vom 10.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.18: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 05.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.18 wie folgt zu entscheiden: 

Zu: Ergänzende Empfehlungen zu den Checklisten 
Im Rahmen der städtebaulichen und planungsrechtlichen Konzeption wurde auf die Herstellung einer lesbaren 
und dem Nutzungszweck Rechnung tragenden städtebaulichen Struktur geachtet. So gliedert sich das Plangebiet 
in eine, aufgrund des Ausbauquerschnittes, erkennbare das Gebiet durchquerende verkehrliche Hauptachse mit 
unmittelbarem Anschluss an die vorhandenen Kreisverkehre im Norden und Westen sowie den geplanten Kreis-
verkehr im Süden. Weiterhin wurde eine parallel dazu verlaufende westlich gelegene Nebenachse mit Anschluss 
an die Hauptachse vorgesehen. Durch den homogenen Verlauf der Verkehrsflächen unter Verzicht auf zusätzli-
che Verschwenkungen und die geplanten jeweils parallel angeordneten überbaubaren Grundstücksflächen soll 
der öffentliche und direkt angrenzende private Raum möglichst homogen gegliedert und ausgeformt werden. 
Durch die geplante Anordnung der Verkehrs- und Bauflächen werden so weiträumige Sichtachsen auf planungs-
rechtlicher Ebene erreicht. Die zusätzlich orthogonal verbindenden verkehrlichen Nebenachsen ermöglichen 
weitere Sichtbeziehungen im öffentlichen Raum. Die Planung der Beleuchtung der öffentlichen Flächen im Plan-
gebiet erfolgt im Anschluss an das Planverfahren im Rahmen der technischen Ausbauplanung. Hierbei wird ge-
mäß den gesetzlichen Bestimmungen auf eine gleichmäßige und verkehrsgerechte Ausleuchtung der öffentlichen 
Flächen geachtet. Die Einsehbarkeit der öffentlichen und der direkt angrenzenden privaten Grundstücksflächen 
wird dadurch gewährleistet. Festsetzungen zur geeigneten Ausleuchtung privater Grundstücksflächen sind pla-
nungsrechtlich nicht möglich. 
 
Im Bereich des Mitfahrerparkplatzes werden im Rahmen der technischen Ausbauplanung Flächen für das Abstel-
len von Fahrrädern und Zweirädern vorgesehen. Innerhalb der privaten Grundstücksflächen werden hierzu keine 
Festsetzungen getroffen, da die Grundstücksaufteilungen sowie die personelle Struktur zukünftiger Unterneh-
mensansiedlungen zum Zeitpunkt der Erstellung des Bebauungsplans nicht vorliegen können. Die Anordnung 
solcher Flächen ist jedoch innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen und somit im Nachbereich zu den 
öffentlichen Verkehrsflächen bzw. möglichen Grundstückszufahrten planungsrechtlich möglich. 
 
Die Anbindung des Plangebiets an den öffentlichen Nahverkehr wird angestrebt. Hierzu sollen im Anschluss an 
das Planverfahren Abstimmungen mit dem Rhein-Sieg-Kreis als zuständigem Träger erfolgen.  
 
Auf Grundlage der Festsetzungen werden Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal ermöglicht. So 
soll möglichen betrieblichen Erfordernissen Rechnung getragen und die soziale Kontrolle im Plangebiet auch 
außerhalb von Betriebszeiten erhöht werden. 
 
Die beigefügten Checklisten (Gestaltung von Gewerbegebäuden, 6 Seiten DIN A4) werden dem jeweiligen Planer 
bzw. Bauherren im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zur Verfügung gestellt. Der Bauaufsichtsbehörde 
der Stadt Rheinbach werden diese entsprechend zugeleitet. 
 
Bei der Dimensionierung der öffentlichen Verkehrsflächen wurde jeweils auf den für den Nutzungszweck erforder-
lichen verkehrlichen Ausbauquerschnitt geachtet. Grundlage hierzu bildet die RASt 06 (Richtlinien für die Anlage 
von Stadtstraßen). Durch die entstehenden verkehrlichen Kreuzungs- und Anbindpunkte im Plangebiet sowie den 
zwischenliegenden geringen Entfernungen untereinander soll die Möglichkeit der Geschwindigkeitsübertretung 
reduziert werden. Sofern sich nach Herstellung der Erschließung der öffentlichen Verkehrsflächen ordnungsrecht-
lich Verkehrstatbestände ergeben, die eine erweitere verkehrliche Regulierung in Form baulicher Maßnahmen 
erfordern, so sind diese jederzeit nachträglich innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen realisierbar.   
 

Im textlichen Teil des Bebauungsplans, Fassung zum Satzungsbeschluss, wird unter Abschnitt C: „Hin-
weise“ die E-Mail-Adresse bezüglich der Beratungsmöglichkeit zur städtebaulichen Kriminalprävention 
entsprechend geändert. Die beigefügten Checklisten werden der Bauaufsichtsbehörde der Stadt Rhein-
bach zur Weitergabe an zukünftige Planer bzw. Bauherren im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
zugeleitet. Die sonstigen Darstellungen der am 10.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.18 des 
Polizeipräsidiums Bonn werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.19 Stadt Meckenheim, Postfach 1180, 53333 Meckenheim 

Hier: Schreiben vom 09.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.19: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.19 wie folgt zu entscheiden: 

Zu: Anpassung an die Ziele der Landesplanung 

Auf der Grundlage des Erörterungsgespräches mit der Bezirksregierung Köln zur landesplanerischen Anfrage 
gem. § 34 LPlG wurde der Geltungsbereich der Flächennutzungsplan-Änderung reduziert und die Gemeinbe-
darfsfläche sowie die Haupterschließungsachsen einschl. des Pendler- und Mitfahrerparkplatzes in die Darstel-
lung der Änderung aufgenommen. 

Die Darstellung der Erschließungsflächen sowie des Pendler- und Mitfahrerparkplatzes (Summe der Flächen 
0,9 ha) widerspricht nicht der regionalplanerischen Darstellung von Flächen für den Allgemeinen Freiraum- und 
Agrarbereich (AFAB), da Siedlungen und Verkehrswege unterhalb der regionalbedeutsamen Darstellungsschwel-
le (10 ha) in der Darstellung umfasst sind. Ein Widerspruch zum Anpassungsgebot des § 1 Abs. 4 BauGB be-
steht daher nicht. 

Mit Schreiben vom 19.02.2018 teilt die Bezirksregierung mit, dass die vorgelegte 18. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Stadt Rheinbach für den Bereich „Gewerbegebiet Wolbersacker“, mit dem vorgelegten Pla-
nungsstand vom 20.11.2017 an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst ist. 

 

Zu: Entwicklungsziel (Teilbereich B) 

Wie bereits in der Begründung zu den Bauleitplanverfahren ausgeführt, ist seit 2016 eine Gesamtüberarbeitung 
des Regionalplanes für den Regierungsbezirk Köln durch die Bezirksregierung Köln in Aufstellung. In diesem 
Zusammenhang wurden über den endogenen Bedarf der Kommunen hinausgehend regionale Bedarfe identifi-
ziert, aber noch nicht abschließend quantifiziert. Auch sind die bisher angewandten Berechnungsmethoden zur 
Bedarfsermittlung bei den Kommunen teils umstritten. Aus Sicht der Landesplanung kommt die Darstellung von 
neuen eigenständigen Gewerbe- und Industriebereichen (GIB) vorrangig an Standorten in Frage, die sich durch 
eine gute Standortgunst auszeichnen und in ein städtebauliches Entwicklungskonzept eingebunden sind. Sie 
sollten möglichst in Kooperation der Gemeinden untereinander geplant und sich für eine interkommunale Zu-
sammenarbeit eignen. 

Die im Teilbereich B aufgeführten, südlichen Flächen (13,6 ha, davon rund 11 ha gewerbliche Bauflächen) erfül-
len diese landesplanerischen Vorstellungen. Die Flächen zeichnen sich durch eine besonders gute Lagegunst 
aus:  



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker“ und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

 

Seite 48 von 78 
 

- Anschluss an vorhandene gewerbliche Flächen und an den Siedlungsraum 

- kurze Verkehrsanbindungen sowohl für den Güter- als auch für den Individualverkehr durch die Lage an einer 
Anschlussstelle der BAB A 61 sowie direkte Anbindung an das regionale Straßennetz (Bundes- und Landes-
straßen) und 

- eine sehr gute Anbindung an den schienengebundenen ÖPNV durch die Nähe zum Haltepunkt Römerkanal der 
S 23.  

Die Flächen wurden als potentielle Entwicklungsflächen im Gewerbeflächenkonzept der Stadt Rheinbach als 
besonders geeignete Flächen für eine gewerblich-industrielle Ansiedlung identifiziert und ebenso im regionalen 
Gewerbeflächenentwicklungskonzept des Rhein-Sieg-Kreises dargestellt. Darüber hinaus ist die gesamte Fläche 
des Gewerbe- und Industriegebietes „Wolbersacker“ Bestandteil einer interkommunalen Masterplanung für den 
Bereich „bio innovation Park“, einem gemeinsamen Entwicklungskonzept der Städte Rheinbach und Mecken-
heim, in dessen Rahmen zurzeit ebenfalls an einer gemeinsamen Profilierung der in Planung befindlichen Ge-
werbegebiete gearbeitet wird. Insofern entspricht der Hinweis der Stadt Meckenheim hinsichtlich der Inakzeptanz 
der Gesamtflächenentwicklung nicht der bisherigen kooperativen Zusammenarbeit und ist von Seiten der Stadt 
Rheinbach weder nachvollzieh- noch hinnehmbar. 

 

Zu: Baurecht auf Zeit – bedingende Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB 

Das „Baurecht auf Zeit“ gemäß § 9 Abs.  2 BauGB ist nur auf Bebauungspläne anzuwenden, da der § 9 BauGB 
abschließend den Inhalt von Bebauungsplänen regelt. Die Darstellungsmöglichkeiten des Flächennutzungspla-
nes richten sich nach § 5 BauGB. Von der Möglichkeit, Flächen und Darstellungen gemäß § 5 Abs. 1 
Satz 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan auszunehmen wird kein Gebrauch gemacht, da diese Flächen bis 
zu einer entsprechenden Änderung des Regionalplanes nur ausschließlich für landwirtschaftliche Nutzungen 
verfügbar sind. Die Darstellung gewerblicher Bauflächen erfolgt durch eine entsprechende Änderung des Flä-
chennutzungsplanes sofern eine entsprechende Änderung des Regionalplanes vollzogen wird.  

Mit der Einfügung des § 9 Abs. 2 BauGB im Jahre 2004 wollte der Gesetzgeber dem Bedürfnis nach Festsetzun-
gen von Zwischennutzungen entsprechen. Den Gemeinden soll die Möglichkeit gegeben werden, unterschiedli-
chen städtebaulichen Situationen und Erfordernissen flexibel Rechnung zu tragen. Das besondere Erfordernis 
ergibt sich im Rahmen des Bauleitplanverfahrens „Wolbersacker“ u.a. aus den Anforderungen eines vorsorgli-
chen Lärmschutzes unter Berücksichtigung der perspektivischen Erweiterung des Gewerbe- und Industriegebie-
tes. Die lärmtechnischen Untersuchungen wurden gemäß den städtebaulichen Zielen der Stadt Rheinbach auf 
das gesamte Plangebiet „Wolbersacker“ bezogen, hierbei soll vermieden werden, dass bei einer Entwicklung im 
Bereich der bereits planerisch ausgewiesenen gewerblichen Bauflächen Emissionen in einem Ausmaß entste-
hen, die eine perspektivische Ansiedlung gewerblich / industrieller Betriebe im südlichen Bereich unmöglich 
macht. Zu diesem Zweck wurden die Festsetzungen der Lärmkontingente über das gesamte Gebiet getroffen und 
sind daher auch im Rahmen der planerischen Abwägung nachvollziehbar. Darüber hinaus sollte auch vor dem 
Hintergrund der Masterplanung für den bio innovation Park für die gesamte Fläche ein einheitliches Ausgleichs-
konzept entwickelt werden.  

 

Zu: Zulässigkeit von Verkaufsflächen für den Verkauf an letzte Verbraucher  

Zu den übergeordneten städtebaulichen Zielen der Stadt Rheinbach zählt die Erhaltung und Entwicklung der 
Attraktivität der zentralen Versorgungsbereiche Rheinbachs. Im Sinne dieser städtebaulichen Zielsetzungen, 
nämlich die Funktion der Innenstadt zu sichern, zu stärken und auszubauen sowie die wohnungsnahe Versor-
gung der Bevölkerung langfristig sicherzustellen und zu optimieren, wird im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung ein genereller Ausschluss bzw. eine Feinsteuerung zur Zulässigkeit von Einzelhandel getroffen. 

Der generelle Ausschluss von Einzelhandel bzw. die Nutzung der Feinsteuerungs- und Gliederungsmöglichkeiten 
des § 1 BauNVO hat auch zum Ziel, das betreffende Baugebiet nur solchen Nutzungen vorzuhalten, für die das 
Baugebiet primär bestimmt ist. 

Um das produzierende Gewerbe zu stärken, wird von der Möglichkeit dieser Feinsteuerung Gebrauch gemacht 
und es werden Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für den Verkauf an 
letzte Verbraucher als zulässige Nutzungen im Gewerbe- und Industriegebiet ausgeschlossen. 
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Von dem generellen Ausschluss abweichend wird im Gewerbegebiet jedoch die Möglichkeit zu Ansiedlung von 
solchen Gewerbebetrieben eröffnet, die aufgrund ihrer Emissionen in anderen Baugebieten nicht zugelassen 
werden können, aber vor Ort in eigener Produktion Waren für den Endverbraucher herstellen, wie beispielsweise 
Steinmetzbetriebe, Metallverarbeitende- und Schmiedebetriebe, Tischlereien, Schreinereien etc.. Vorrangig wird 
es sich dabei um Handwerks- und vergleichbare Betriebe handeln, Einzelhandelsbetriebe sind weiterhin als zu-
lässige Nutzung ausgeschlossen, Randsortimente sind nicht zulässig, der Verkauf beschränkt sich auf Produkte 
aus eigener Herstellung vor Ort. Daher müssen die Verkaufsflächen dem Hauptbetrieb räumlich zugeordnet und 
im betrieblichen Zusammenhang errichtet werden. Die Öffnungsklausel zielt auf Betriebe, für die im Stadtgebiet 
von Rheinbach aufgrund ihrer Emissionen keine alternativen Ansiedlungsflächen zur Verfügung stehen.  

Eine Unterordnung oder die Festlegung einer Obergrenze von Verkaufsflächen für diese Betriebe ist aufgrund der 
nicht immer eindeutigen Trennung von Produktions- und Verkaufsfläche bzw. aufgrund des Flächenbedarfs der 
Produkte rechtssicher nicht möglich (z. B. Steinmetzbetrieb).  

Für die Aufnahme einer ergänzenden Festsetzung zur fachgerechten Untersuchung über mögliche Auswirkungen 
der als Abweichung zulässigen Verkaufsflächen produzierender Gewerbebetriebe auf die zentralen Versor-
gungsbereiche benachbarter Kommunen sieht die Stadt Rheinbach kein Erfordernis, da mit der eindeutigen Be-
schränkung des Sortiments auf die ortsgebundene Produktion und der emissionsbedingten Zuweisung in das 
Gewerbegebiet deutlich wird, dass von diesen Betrieben keine negativen Auswirkungen auf zentren- und nahver-
sorgungsrelevante Verkaufsflächen der Stadt Rheinbach und auf zentrale Versorgungsbereiche benachbarter 
Kommunen zu erwarten sind.  

 

Die Ausführungen der mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.19 der Stadt 
Meckenheim werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung, den Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes auf den reduzierten Umfang der Flächennutzungsplan-Änderung zu begrenzen, wird nicht gefolgt. 
Ebenso wird der Anregung, eine ergänzende Festsetzung zur fachgerechten Untersuchung über mögli-
che Auswirkungen der als Abweichung zulässigen Verkaufsflächen produzierender Gewerbebetriebe auf 
die zentralen Versorgungsbereiche benachbarter Kommunen aufzunehmen, nicht gefolgt. 
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B 1.20 e-regio GmbH & Co. KG, Rheinbacher Weg 10, 53881 Euskirchen 

Hier: Schreiben vom 10.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.20: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.20 wie folgt zu entscheiden: 

Der Verlauf und erforderliche Schutz der bestehenden Versorgungsleitung wurde in der Entwurfsfassung des 
Bebauungsplans Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“, Stand der Offenlage, bereits mittels Festsetzung eines Geh-, 
Fahr- und Leitungsrechtes einschließlich des notwendigen Schutzkorridors innerhalb öffentlicher Grünflächen 
zugunsten der Stadt Rheinbach und des Leitungsbetreibers mit berücksichtigt. Um u.a. langfristig Beeinträchti-
gungen der Versorgungsleitung hinsichtlich möglicher dynamischer und statischer Belastungen durch Baumwur-
zeln zu vermeiden, wurde zudem für diesen Bereich ein separates Pflanzgebot (siehe Bebauungsplan, textliche 
Festsetzungen A: Planungsrechtliche Festsetzungen, 6.2 PG 1: Rückhalteflächen, Überlaufzonen und Unterhal-
tungswege) festgesetzt. Der Schutz der vorhandenen Versorgungsleitung ist somit planungsrechtlich gesichert. 

Das Unternehmen wurde nach der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB im weiteren Verfahren im Zuge 
der Offenlage der Bauleitpläne Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des Flächennutzungsplans 
für den Bereich „Wolbersacker“ gem. § 4 (2) BauGB nochmals mit beteiligt. Da sich im Zuge der Offenlage weite-
re Erkenntnisse, die in den Bauleitplanverfahren berücksichtigt werden könnten, nicht ergaben, ist eine darüber 
hinausgehende Beteiligung in den Bauleitplanverfahren gem. den gesetzlichen Bestimmungen nicht erforderlich. 
Unabhängig davon wird im Rahmen der technischen Ausbauplanung zur Erschließung eine separate Leitungsab-
frage vorgenommen.  
 
Die Hinweise hinsichtlich der Verlegung von Versorgungsleitungen sowie zu Baumstandorten / Bepflanzungen 
werden im Rahmen der technischen Ausbauplanung im Anschluss an die Bauleitplanverfahren mit berücksichtigt. 
Die genannten Baumarten, welche geeignet sind, Beeinträchtigungen von Ver- und Entsorgungsleitungen zu 
verursachen, finden innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen planungsrechtlich keine Verwendung (siehe Be-
bauungsplan, textliche Festsetzungen, A: Planungsrechtliche Festsetzungen, 6.4 Straßenbäume i. V. m. D: 
Pflanzliste 3 Laubbäume entlang Verkehrsflächen).  

Eine weitere Beteiligung des Unternehmens in den Bauleitplanverfahren wird nicht vorgenommen. Die 
sonstigen Darstellungen der am 10.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.20 der e-eregio GmbH & 
Co. KG, Euskirchen, werden zur Kenntnis genommen.  
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B 1.21 Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein - Westfalen, Autobahnniederlassung Krefeld, Post-

fach 101352, 47713 Krefeld 

Hier: Schreiben vom 10.01.2018 
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Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld, im Rahmen der frühzeiti-
gen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des Flächen-
nutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 09.08.2017: 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker“ und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

 

Seite 54 von 78 
 

 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker“ und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

 

Seite 55 von 78 
 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker“ und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

 

Seite 56 von 78 
 

 

 

 



Anregungen der Öffentlichkeit sowie der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange  
gem. §§ 3 (2) und 4 (2) BauGB  
18. Änderung des Flächennutzungsplanes, Bereich „Wolbersacker“ und Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker 

 

Seite 57 von 78 
 

Beschlussentwurf zu B 1.21: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.21 wie folgt zu entscheiden: 

Die Stellungnahme des Landesbetrieb Straßenbau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld, welche im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Änderung des 
Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 20.07.2017 einging, wurde in der Sit-
zung des SUPV (Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt Planung und Verkehr) der Stadt Rheinbach in seiner 
Sitzung am 21.11.2017 bereits behandelt und vorberaten. Die Inhalte der damaligen Stellungnahme des Landes-
betriebes Straßenbau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld vom 09.08.2017 sind v. g. dargestellt. Das Be-
schlussergebnis der Stadt Rheinbach wird hierzu nachfolgend (kursive Schreibweise) nochmals aufgeführt: 

Die Darstellungen hinsichtlich der noch abzustimmenden Planung und detaillierten Kostenverteilung der genann-
ten Baumaßnahmen werden zur Kenntnis genommen. Hierbei ist außerhalb des Planverfahrens zusätzlich zu 
klären, welche Regelungen insbesondere hinsichtlich der erforderlichen Ertüchtigung der Anschlussstellen BAB 
61 / B 266 getroffen werden müssen. Im Anschluss an das Planverfahren sollen die dafür notwendigen öffentlich-
rechtlichen Verwaltungsvereinbarungen zwischen dem Straßenbaulastträger und der Stadt Rheinbach geschlos-
sen werden. Die aufgeführten Neu- und Ausbaumaßnahmen der einzelnen Knotenpunkte sollen bedarfsgerecht 
erfolgen. Die hierfür notwendigen detaillierten straßentechnischen Entwürfe werden dafür entsprechend vorge-
legt.  

Im Abschnitt C: „Hinweise“ wird ein Hinweis auf § 9 Bundesfernstraßengesetz aufgenommen. Die Bereiche der 
Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen werden in den zeichnerischen Teilen der Bauleitpläne jeweils 
kenntlich gemacht. 

Die erforderlichen Einzelheiten hinsichtlich der Planung, des Baus und der Kostentragung hinsichtlich der erfor-
derlichen Ertüchtigung der Anschlussstellen BAB 61 / B 266 sollen im Anschluss an das Planverfahren im Rah-
men der notwendigen öffentlich-rechtlichen Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Straßenbaulastträger und 
der Stadt Rheinbach geregelt werden. 

Die verkehrlichen Belange sowie die notwendigen Um- und Ausbaumaßnahmen sowie die Verkehrssteuerungs-
maßnahmen werden mit der Regionalniederlassung Ville-Eifel im Anschluss an das Planverfahren abgestimmt. 

Es ist nicht vorgesehen, Schmutz- und Abwasser sowie sonstiges gesammeltes Wasser in die Eigentumsflächen 
der Straßenbauverwaltung einzuleiten, weder unmittelbar noch mittelbar. 

Im Plangebiet ist lediglich die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal ausnahmswei-
se zulässig. Für die Errichtung von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonal sind die möglicherweise 
erforderlichen Schallschutzmaßnahmen am Gebäude von jeweiligem Bauherrn nachzuweisen. Der Hinweis auf 
die in Folge der Planung nicht geltend zu machenden rechtlichen Ansprüche gegenüber der Straßenbauverwal-
tung in Bezug auf die mögliche Realisierung aktiver oder passiver Lärmschutzmaßnahmen im Plangebiet auf-
grund von verkehrlichen Lärmbelastungen sowie zusätzlich aufgrund von Schadstoffausbreitungen werden zur 
Kenntnis genommen. 

Im Abschnitt B: Bauordnungsrechtliche Festsetzungen, Punkt 1: Werbeanlagen und Punkt 2: Fassadengestaltung 
werden Regelungen aufgenommen, mit denen Beeinträchtigungen auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs auf der Bundesautobahn BAB 61 sowie auf Landstraße L 158 und der Bundesstraße B 266 vermieden 
werden sollen. 

Die Ausführungen zu den Stellplätzen in der Anbauverbotszone werden zur Kenntnis genommen. Von Seiten der 
Stadt Rheinbach wird darauf hingewiesen, dass grundsätzlich Stellplätze und sonstigen baulichen Anlagen in den 
Anbauverbotszonen ausgeschlossen werden. Davon auftretende möglicherweise ausnahmsweise abweichende 
Regelungen obliegen der Zustimmungspflicht des zuständigen Straßenbaulastträgers 

Da bisher noch keine konkreten Planungen zum geplanten Ausbau der Bundesautobahn BAB 61 in diesem Be-
reich vorliegen, soll die Unterbringung von Ausgleichsmaßnahmen innerhalb der Anbauverbotszonen in modifi-
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zierter Art aufrechterhalten werden. Dies ist rechtlich zulässig. Hierdurch soll u. a. dem Gebot des ortsnahen 
Ausgleichs, soweit möglich, entsprochen werden. Weiterhin wird mit der Unterbringung von Ausgleichsmaßnah-
men in diesem Bereich im Sinne des multifunktionalen Ausgleichsprinzips dem Gebot des möglichst sparsamen 
Umgangs mit dem Boden Rechnung getragen. Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen stellen in Ihrer ökologi-
schen Ausgestaltung zudem eine Verbundfunktion mit der bereits vorhandenen Eingrünung entlang der Bunde-
sautobahn BAB 61 im Bereich der bestehenden Gewerbe- und Industriegebiete der Stadt Rheinbach dar. Die 
Ausgleichsmaßnahmen in diesem Bereich werden in Ihrer ökologischen Ausprägung mit den Pflanzgebotsflächen 
innerhalb der privaten Grundstücksflächen gemeinsam entwickelt. 

Der erforderliche Nachweis zur Kompensation des geplanten Eingriffs wurde zwischenzeitlich fachgerecht ermit-
telt und ist dem vorliegenden Landschaftspflegerischem Fachbeitrag zum Bebauungsplan Nr. 59 „Wolbersacker‘  
zu entnehmen. Entsprechend dem Ergebnis der Bilanzierung kann der geplante Eingriff mit den geplanten Aus-
gleichsmaßnahmen vollständig ausgeglichen werden. Die Verortung der externen Ausgleichsmaßnahmen ist 
ebenfalls dem Landschaftspflegerischen Fachbeitrag zu entnehmen. 
 

Der mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangenen Stellungnahme B 1.21 des Landesbetriebes Straßen-
bau NRW, Autobahnniederlassung Krefeld, wurde unter Bezugnahme der mit Schreiben vom 09.08.2017 
eingegangenen Stellungnahme hinsichtlich der Herausstellung der Anbauverbots- und Anbaubeschrän-
kungszonen sowie der Ausgestaltung von Werbeanlagen und Fassadengestaltungen gefolgt. Dazu wur-
den die relevanten Inhalte der Hinweise im Beiblatt „Allgemeine Forderungen“ im zeichnerischen Teil der 
Entwurfsfassung des Bebauungsplans, Stand der Offenlage, mittels nachrichtlicher Übernahme sowie im 
textlichen Teil der Entwurfsfassung des Bebauungsplans durch die Aufnahme von Festsetzungen und 
Hinweisen in den Abschnitten B: „Örtliche Bauvorschriften“ und C: „Hinweise“ mit aufgenommen. Der 
Anregung zur Zurücknahme der geplanten Ausgleichsflächen in der Anbauverbotszone wird nicht ge-
folgt. Die weiteren Darstellungen werden zu Kenntnis genommen. 
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B 1.22 Rhein-Sieg-Kreis, Der Landrat, Postfach 1551, 53705 Siegburg 

Hier: Schreiben vom 10.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.22: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 10.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.22 wie folgt zu entscheiden: 

Zu: Allgemein 
Der Anregung wird gefolgt. Die Abstandsliste 2007 des Abstandserlasses NW (RdErl.d. Ministeriums für Umwelt 
und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 06.06.2007 [MBl. NRW 2007, S. 659]) wird als 
Anlage in die Begründung zum Bebauungsplan mit aufgenommen. 
 
Zu: Umwelt und Naturschutz 

Mit Schreiben vom 19.02.2018 teilte die Bezirksregierung zwischenzeitlich mit, dass die vorgelegte 18. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Rheinbach für den Bereich „Gewerbegebiet Wolbersacker“, mit dem vorge-
legten Planungsstand vom 20.11.2017 an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst ist.  

Durch die im Bebauungsplan Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ getroffene bedingte Festsetzung für die nicht in 
der 18. Änderung des Flächennutzungsplans enthaltenen Grundstücksflächen wird der vorübergehende Erhalt 
der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung innerhalb dieser Flächen planungsrechtlich gesichert. Die in Rede 
stehenden südlichen Flächen, welche nicht von der 18. Änderung des Flächennutzungsplans erfasst sind, sollen 
der geplanten gewerblichen bzw. industriellen Nutzung zugeführt werden, wenn die hierfür erforderliche Ände-
rung des Regionalplans und die sich daran anschließende weitere Änderung des Flächennutzungsplans abge-
schlossen ist. Die Stadt Rheinbach wird hierzu zeitnah mit der Bezirksregierung Köln weitere Gespräche auf-
nehmen. Die grundsätzliche Genehmigungsfähigkeit wurde für diese Flächen seitens der Bezirksregierung in 
Aussicht gestellt. 

Zu: Immissionsschutz 

Der Anregung wird gefolgt. Das Gutachten wird entsprechend angepasst. Bei dem im schalltechnischen Bericht 
Nr. 217031-01.01 auf Seite 15, Tabelle 5, Spalte 5, letzte Zeile angegebenen Wert von Mnachts = 18445 Kfz/h 
handelt es sich um einen Schreib- bzw. Übertragungsfehler. Der korrekte Wert in der Tabelle ist Mnachts = 184,45 
Kfz/h. Auf die Berechnungsergebnisse hat dies keinen Einfluss, da diese auf dem DTV-Wert und der Straßengat-
tung basieren (siehe Anlage 7, Seite 33 des o. g. schalltechnischen Berichts). 

Zu: Bodenschutz 

Aufgrund der geplanten öffentlichen Erschließung und gewerblichen Entwicklung im Plangebiet werden Eingriffe 
in den Naturhaushalt und die Landschaft bewirkt. Hierfür ist nach den gesetzlichen Vorgaben ein entsprechender 
ökologischer Ausgleich zu schaffen. Nach Durchführung der bereits beschriebenen Minimierungs- und Wieder-
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herstellungsmaßnahmen sind weitere Maßnahmen zur Kompensation der Inanspruchnahme der vormals land-
wirtschaftlich genutzten Flächen erforderlich. Nach dem Ergebnis der vergleichenden Gegenüberstellung der 
betroffenen Biotoptypen vor und nach Umsetzung der Planung (Landschaftspflegerischer Fachbeitrag zur 18. 
Flächennutzungsplanänderung und zum Bebauungsplan Nr. 59 ‚Wolbersacker‘, Stadt Rheinbach mit Eingriffs- 
Ausgleichsbilanzierung (Stand: Oktober 2017 / Februar 2018) Landschaftsarchitektin Ulrike Steffen – Marquardt) 
ergibt sich ein Kompensationsbedarf, bezogen auf die betroffenen Biotoptypen, von 604.878 Wertpunkten. Wei-
terhin entsteht durch die Planung ein auf das Schutzgut Boden bezogener Kompensationsbedarf von 312.000 
Bodenfunktionspunkten (vgl. Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen in Boden (Stand: April 2017) Dr. Till-
mann & Partner GmbH. 
 

Die ökologische Kompensation soll mittels interner und externer Ausgleichsmaßnahmen nach dem vorliegenden 
Konzept erfolgen. Weitere Minderungs- und Kompensationsmaßnahmen in Bezug auf den Bodeneingriff sind 
nicht möglich. Aufgrund sich überlagernder bzw. sich ergänzender Effekte im Sinne des multifunktionalen Aus-
gleichsprinzips (Kompensation von Eingriffen in das Biotoppotenzial und Eingriffen in das Bodenpotenzial auf 
gleicher Fläche) werden die zur Kompensation des Eingriffs in den Boden erforderlichen 312.000 Bodenfunkti-
onspunkte gleichzeitig bei der Kompensation für den Eingriff in das Biotoppotenzial subsumiert. In Folge dessen 
entsteht durch die Maßnahme ein Kompensationsbedarf von insgesamt 604.878 Wertpunkten.  
 
Auf die Festsetzungen von Dachbegrünungen soll verzichtet werden. Eine auf das Schutzgut bezogene Ver-
gleich- bzw. Anwendbarkeit im Sinne der artverwandten Ausgleichsregelung kann nicht nachvollzogen werden. 
Die Wertigkeit des Bodens bzw. die Ermittlung der Eingriffsintensität resultiert vorrangig aus dem Verlust der 
Ertragsfähigkeit des Bodens. Durch die Anlage von Dachbegrünungen mit dem Auftrag einer Substratschicht und 
extensiven oder auch intensiven Begrünungsmaßnahmen kann diese Art des Eingriffs nach Auffassung der Stadt 
Rheinbach nicht anverwandt ausgeglichen werden. Zudem ergibt sich bei einer möglichen ökologischen Bilanzie-
rung dieser Maßnahme auf Grundlage einer Festsetzung die fehlende Quantifizierungsmöglichkeit im Rahmen 
der Aufstellung des Bebauungsplans. Das tatsächliche Maß an entstehenden Dachflächen kann auf der Ebene 
des Bebauungsplans nicht festgesetzt werden. Vielmehr soll mit dem geplanten Ausgleichskonzept ein verlässli-
ches und planbares Instrument der Kompensation geschaffen werden, mittels dessen gleichzeitig auch boden-
verbessernde Maßnahmen wie z. B. Extensivierungsmaßnahmen erreicht werden. Da die Anlage von begrünten 
Dächern im Plangebiet planungsrechtlich möglich ist, führt dies bei entsprechender Umsetzung zu einem zusätz-
lichen Beitrag zur Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse im Plangebiet. Ein vorrangiger Beitrag zum 
Bodenschutz wird hierdurch, bis auf eine mögliche Verbesserung in Hinblick auf die positiven Auswirkungen im 
Zusammenhang mit der Rückhaltung bzw. dem verzögerten Abfluss von anfallendem Oberflächenwasser, nicht 
gesehen. Flächen zur Entsiegelung von Böden stehen der Stadt Rheinbach nicht zur Verfügung. Durch das 
kommunale Bewirtschaftungskonzept des Rheinbacher Stadtwaldes erfolgten bereits ökologisch wertvolle Wald-
umwandlungsmaßnahmen, welche Ihren Niederschlag im dazugehörigen Ökokonto finden. Weitere Flächen 
hierfür stehen nicht zur Verfügung. 
 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach sind ca. 70 % der Flächen des Plangebiets bereits 
als gewerbliche Bauflächen dargestellt. Die Darstellung der Flächen drückt das langfristige planungsrechtliche 
Ziel der Gemeinde aus, den bereits vorhandenen Gewerbegürtel entlang der BAB 61 weiter sinnvoll fortzusetzen. 
Gemäß den Ergebnissen des städtischen Gewerbeflächenentwicklungskonzeptes, Stand 04 / 2015, sollen auf-
grund der Lagegunst gewerblich-industrielle Nutzungen in Verarbeitung und Produktion sowie in Logistik und 
Konfektionierung angesiedelt werden. Voraussetzung hierfür sind größere zusammenhängende Flächen sowie 
eine leistungsfähige und konfliktarme verkehrliche Anbindung an den regionalen und überregionalen Verkehr. 
Das Plangebiet kann aufgrund der Lage im Nahbereich der Anschlussstelle Rheinbach unmittelbar an die BAB 61 
angebunden werden. So können nutzungsspezifisch optimale verkehrliche Voraussetzungen geschaffen werden, 
um den entstehenden Ziel- und Quellverkehr direkt in das Plangebiet hinein-, bzw. hinauszuführen, ohne die 
innerstädtischen Verkehrsverhältnisse zu beeinträchtigen.  

Die hinzutretenden 30 % gewerblicher Bauflächen im Südwesten, welche bisher als landwirtschaftliche Fläche 
dargestellt sind, sollen die räumlich-funktionale und nutzungsspezifische Arrondierung der gewerblichen Entwick-
lung in diesem Bereich entlang der Bundesstraße B 266 bilden. Die Flächen können aufgrund der Lage an die 
geplante interne Verkehrsführung mit Anschluss an die Bundesstraße B 266 und die Landesstraße L 158 unmit-
telbar angebunden werden.  
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Hierdurch wird die Planungsabsicht der Stadt Rheinbach verdeutlicht, im Sinne einer kompakten und städtebauli-
chen sinnvollen Standortentwicklung auch den rechtlichen Vorgaben eines möglichst sparsamen Umgangs mit 
dem Boden ausreichend Rechnung zu tragen. Eine weitere Inanspruchnahme von Boden durch die mögliche 
Erschließung extern gelegener Flächen kann so vermieden werden. 
 
Der Ansatz einer möglichst kompakten Planungsmethode findet auch im ökologischen Ausgleichkonzept Anwen-
dung. Dieses wurde im Sinne des multifunktionalen Ausgleichsprinzips entwickelt. Durch die Art der ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen werden gleichzeitig bodenverbessernde Maßnahmen auf einer Fläche von ca. 12,70 ha 
erreicht. Die Stadt Rheinbach sieht keine gesetzliche Erforderlichkeit zur Inanspruchnahme weiterer, als der im 
Ausgleichskonzept identifizierten Flächen, die derzeit einer ordnungsgemäßen und wirtschaftlich orientierten 
land- oder forstwirtschaftlichen Nutzung zur Verfügung stehen, um diese im Sinne einer zusätzlichen separaten 
bodenbezogenen Ausgleichsregelung mit heranzuziehen, da in der Bauleitplanung neben anderen Belangen 
auch die Belange der Land- oder Forstwirtschaft angemessen zu berücksichtigen sind. Eine weitere Inanspruch-
nahme bzw. Nutzungsaufgabe bisher land- oder forstwirtschaftlich genutzter Flächen im direkten Zusammenhang 
mit der Bauleitplanung würde der Vorgabe des sparsamen Umgangs mit dem Boden entgegenstehen. Aber auch 
ohne mögliche Nutzungsaufgabe würden ökologische Ausgleichsverpflichtungen, die eine Bewirtschaftung dieser 
Flächen grundsätzlich weiterhin ermöglichen, zu einer zusätzlichen Verschärfung des ohnehin angespannten 
landwirtschaftlichen Bodenmarktes führen. Dies entspricht nicht der Planungsabsicht der Stadt Rheinbach. In 
diesem Zusammenhang wird auch auf die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen im 
Rahmen der Offenlage der Bauleitpläne mit Schreiben vom 18.12.2017 verwiesen, in der u.a. ausgeführt wird: 
 
„Im Sinne der Landwirtschaft begrüßen wir, dass Sie unsere Anregung umgesetzt und für Ihre Berechnung des 
Kompensationsbedarf die „Numerische Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsregelung in NRW, 2008“ an-
gewendet haben. Mit dieser Entscheidung tragen Sie erheblich zum Schutz des begrenzenden Faktors Boden 
bei. Ebenso durch Ihre Zusammenarbeit mit der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft ausgestatteten multifunktio-
nalen Ausgleichsmaßnahmen.“ 
 
Die vorliegende Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung entspricht im vorliegenden Konzept einem vollständigen 
ökologischen Ausgleich des geplanten Eingriffs. Den gesetzlichen Regelungen wird dadurch Rechnung getragen.  
Zu: Natur-, Landschafts- und Artenschutz 
 

Begründung 

Ziff. 5.6.2.3 Tiere 

Im Stadtgebiet der Stadt Rheinbach werden sukzessive im Zuge der Erneuerung und Wartung bereits vorhande-
ner Straßenraumbeleuchtungen die bisher verwendeten Leuchtmittel gegen Leuchtmittel in LED-Technik ausge-
tauscht. Dies trägt artenschutzrechtlichen und wirtschaftlichen Belangen Rechnung. Im Bereich der öffentlichen 
Verkehrsflächen des vorliegenden Geltungsbereichs des Bebauungsplans sollen die Beleuchtungskörper dem-
nach folglich ebenfalls mit LED-Technik ausgestattet werden. Innerhalb der privaten Grundstücksflächen soll dem 
Eigentümern diesbezüglich jedoch eine größtmögliche Gestaltungsfreiheit gewährt werden, um auch möglichen 
betrieblichen Belangen ausreichend Rechnung zu tragen. Der bereits im Bebauungsplan aufgenommene Hinweis 
zur Verwendung artenschutzgerechter Beleuchtungsmittel soll daher aufrechterhalten und nicht in eine Festset-
zung überführt werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass von den Unternehmen im Plangebiet aus wirt-
schaftlichen Gründen der Einsatz von LED-Technik zur Beleuchtung der betrieblichen Anlagen favorisiert wird. 
 

Textliche Festsetzungen zu Pflanzmaßnahmen 

Die Pflanzliste 1, welche Gehölze für die Ausgleichsmaßnahmen A1 - A3 sowie die Pflanzgebote PG1, PG 8 und 
PG 9 beinhaltet, entspricht der Pflanzliste des Landschaftsplanes Nr. 4 für die Bereiche der Rheinbacher Lößplat-
te mit Lössauflagen. Im Nachgang der Offenlage wurde jedoch aufgrund der Stellungnahme der Landwirtschafts-
kammer Nordrhein-Westfalen mit Schreiben vom 18.12.2017 die Pflanzenart Crataegus monogyna (Weißdorn) 
herausgenommen, um negative Auswirkungen auf das nahegelegene Obstanbaugebiet zu vermeiden. Die ge-
nannte Pflanzenart fungiert hierbei als Wirtspflanze für die meldepflichtige und quarantänepflichtige Feuerbrand-
erkrankung. 
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Die Pflanzliste 2, welche für Pflanzmaßnahmen zwischen den öffentlichen Verkehrsflächen und Einfriedungen 
privater Grundstückflächen zu verwenden ist, beinhaltet aufgrund der geringen räumlichen Ausdehnung dieser 
Bereiche neben einigen der in der Liste des Landschaftsplanes enthaltenen Bäumen und Sträuchern schwächer 
wachsende Arten. Die meisten Sträucher aus der Liste des Landschaftsplans würden aufgrund des zu erwarten-
den Wuchsvolumens in Anbetracht der geringeren Flächenverhältnisse der Pflanzgebotsflächen für diese Flä-
chen zu groß werden. 
 
Die Pflanzlisten 3 und 4 enthalten Bäume für Verkehrsflächen und für Stellplätze. Für diese Extremstandorte 
wurden neben einigen der in der Liste des Landschaftsplans aufgeführten Arten zusätzlich weitere geeignete 
Straßenbäume ausgewählt. 
 
Da die verwendete Pflanzliste im Rahmen der Bauleitplanung nicht identisch mit der Pflanzliste des Landschafts-
plans Nr. 4 ist, wird der in den textlichen Festsetzungen geführte Verweis auf Abs. 6 BauGB in Bezug auf die 
Festsetzungen nach §§ 20 und 25 BauGB herausgenommen. 
 
Der in der Eingriffsbilanzierung zugrunde gelegte Ansatz der gewählten Biotoptypen mit einem Anteil  von ≥ 50 % 
heimischen Gehölzen wird bei der Bewertung der Pflanzungen in jedem Falle erreicht. 
 

Landschaftspflegerischer Fachbeitrag 

Ziff. 3.2.2 

Die ASP II sowie der landschaftspflegerische Fachbeitrag werden redaktionell angepasst. In der Kartendarstel-
lung der ASP II (Abb. 15) wird der Brutplatz des Bluthäftlings nun folgerichtig für den westlichen Randbereich 
dargestellt. 
 

Ziff. 4.2-CEF 

Der Anregung wird gefolgt. Die Übersichtskarte mit Darstellung der entsprechenden Ausgleichsfläche wird erstellt 
und dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag im Vorfeld des Satzungsbeschlusses beigefügt. Der Forderung 
zur fortlaufenden Dokumentation der CEF-Maßnahmen wird nicht gefolgt. Die Wirksamkeit der CEF-Maßnahmen 
auf den bezeichneten Flächen soll vor Beginn der Eingriffe im Plangebiet sichergestellt werden. Bei den umzu-
setzenden CEF-Maßnahmen handelt es sich jedoch um solche, die eine hohe Prognosesicherheit aufweisen. 
Gemäß dem Leitfaden des MKULNV 2013 ist ein maßnahmenbezogenes Risikomanagement ausreichend. Die 
Umsetzung der Maßnahmen und Ihre Funktionsfähigkeit werden ausreichend dokumentiert.  
 
Eingriffskonzept und Eingriffsbilanzierung 

Die Bereitstellung möglichst ortsnaher Kompensationsflächen ist aufgrund der vorhandenen Eigentums- und 
Nutzungsverhältnisse in anderer Form als das dem Plankonzept zugrunde liegenden Kompensationskonzept 
nicht möglich. 
 
Bei dem in Anspruch genommenen Ökokonto „Gewerbe“ handelt es sich inhaltlich um die Rahmenvereinbarung 
zwischen der Stadt Rheinbach und dem Rhein-Sieg-Kreis bezüglich der Rekultivierung der Abgrabung im Bereich 
der ehemaligen Kiesgrube im Ortsteil Flerzheim aus dem Jahr 1994. Die Rekultivierungsmaßnahme ist vollstän-
dig abgeschlossen. Die betreffende Verwaltungsvereinbarung zwischen der Stadt Rheinbach und dem Rhein-
Sieg-Kreis – Amt für Natur- und Landschaftsschutz – wurden von den Vertragspartnern im Jahr 2005 unterzeich-
net. Auf Grundlage dessen wurden unter Anerkennung des Rhein-Sieg-Kreises auf dem Ökokonto mit Datum 
vom 14.10.1994 unter der Maßnahmenbezeichnung Naturschutzgebiet „Flerzheimer Heide“ 331.308 Wertpunkte 
(gem. dem Berechnungsverfahren des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz NRW (LANUV)) 
eingebucht. Von diesem Gesamtbetrag wurden am 07.03.2012 198.811 Wertpunkte für den erforderlichen ökolo-
gischen Ausgleich im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens Rheinbach Nr. 54 „Gewerbe- und Büropark Nord 
II“, 3. Änderung abgebucht. Weiterhin wurden für den erforderlichen ökologischen Ausgleich im Rahmen des 
Bebauungsplanverfahrens Rheinbach Nr. 54 „Gewerbe- und Büropark Nord II“, IV Änderung am 04.08.2015 
46.253 Wertpunkte sowie für das Bebauungsplanverfahren Rheinbach Nr. 53 „Gewerbe- und Büropark Nord II“, 
1. Vereinfachte Änderung am 03.11.2016 23.447 Wertpunkte entsprechend abgebucht. Das verbleibende Gutha-
ben in Höhe von 63.224 Wertpunkten ist für den ökologischen Kompensationsbedarf im vorliegenden Bebau-
ungsplanverfahren vorgesehen.  
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Wie bereits o. g. liegen für die in Ansatz gebrachten 63.224 Wertpunkte bereits hergestellte ökologische Maß-
nahmen im Bereich der ehemaligen Kiesgrube im Ortsteil Flerzheim zugrunde. Die weiteren ökologischen Aus-
gleichsmaßnahmen sollen im unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang mit dem Beginn der Eingriffe im Plange-
biet erfolgen. Grundlage hierfür ist der vor Satzungsbeschluss zu schließende Vertrag zwischen der Stadt Rhein-
bach und der Stiftung Rheinische Kulturlandschaft. 
 
Die Notwendigkeit des vorgeschlagenen zusätzlichen Abstimmungstermins mit der UNB im Vorfeld des Sat-
zungsbeschlusses zu den vorliegenden Planverfahren wird nicht gesehen, da sich hinsichtlich des möglicher-
weise ergebenden geringeren bodenbezogen Ausgleichsdefizites durch eine entsprechende bodenbezogene 
Bilanzierung vorhandener Rekultivierungsmaßnahmen im Bereich der ehemaligen Kiesgrube im Ortsteil Flerz-
heim insgesamt jedoch kein geringerer gesamtökologischer Ausgleichsbedarf für die geplante Maßnahme erge-
ben würde. Wie bereits im Abschnitt Bodenschutz aufgeführt, können aufgrund der sich überlagernden bzw. sich 
ergänzenden Effekte im Sinne des multifunktionalen Ausgleichsprinzips (Kompensation von Eingriffen in das 
Biotoppotenzial und Eingriffen in das Bodenpotenzial auf gleicher Fläche) die zur Kompensation des Eingriffs in 
den Boden erforderlichen Wertpunkte insgesamt gleichzeitig bei der Kompensation für den Eingriff in das Biotop-
potenzial subsumiert werden. Unabhängig davon ist jedoch im Anschluss an die Planverfahren ein Abstimmungs-
termin seitens der Stadt Rheinbach mit der UNB zur weiteren Erörterung dieser Thematik möglich.  
 
Der Anregung zur Aufnahme der Einbeziehung der verwendeten Ökopunkte in die textlichen Festsetzungen unter 
Punkt 7.4 wird gefolgt. Der Anregung zur Aufnahme der artenschutzrechtlichen Maßnahmen (hier: 3 Falkenkäs-
ten sowie neu hinzukommend 3 Schleiereulenkästen) wird gefolgt. Die Maßnahmen werden jedoch nicht in den 
textlichen Festsetzungen, sondern als Hinweis unter C: Hinweise, Pkt. 14 sowie im Umweltbericht zum Bebau-
ungsplan als erforderliche artenschutzrechtliche Maßnahmen mit aufgeführt, da artenschutzrechtliche Maßnah-
men planungsrechtlich nicht festgesetzt werden können. Die planungsrechtliche Verbindlichkeit der Maßnahmen 
wird jedoch durch die Aufnahme im Umweltbericht ausreichend gewährleistet, da der Umweltbericht Bestandteil 
der Unterlagen zum Bebauungsplan ist. 
 
Dem redaktionellen Hinweis wird nicht gefolgt, da die in der Bilanzierung tatsächlich verwendete Ziffer 3.1 (nicht 
Ziffer 3.3) der Numerischen Bewertung von Biotoptypen für die Eingriffsbewertung in der Bauleitplanung in NRW 
(LANUV NRW) entspricht.  
 

Artenschutzprüfung Stufe II vom September 2017 

Kapitel 5.2 

In der Artenschutzprüfung Stufe II sowie im landschaftspflegerischen Fachbeitrag und im Umweltbericht zum 
Bebauungsplan erfolgt im Vorfeld zum Satzungsbeschluss die textliche Aufnahme zur Errichtung von 3 Schleier-
eulenkästen einschließlich der Lagebeschreibung. Mit der UNB wurden die geplanten Standorte im Vorfeld abge-
stimmt. 
 

Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 

Auf planungsrechtlicher Ebene ist eine Abstimmung mit dem Rhein-Sieg-Kreis (Fachbereich ÖPNV und Mobilität) 
nicht erforderlich. Im Rahmen des Planverfahrens erfolgte daher keine vertiefte Abstimmung. Im Anschluss an 
die Bauleitplanverfahren sollen jedoch frühzeitig Gespräche mit dem Fachbereich ÖPNV und Mobilität des Rhein-
Sieg-Kreises aufgenommen werden, um langfristig eine Anbindung des Gebiets an den ÖPNV zu ermöglichen. 
 

Der Anregung zur Aufnahme der Abstandsliste 2007 des Abstandserlasses NW (RdErl.d. Ministeriums für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 06.06.2007 [MBl. NRW 2007, S. 
659]) als Anlage zur Begründung des Bebauungsplans wird gefolgt. Der Anregung zur redaktionellen 
Anpassung des Schallgutachtens wird ebenfalls gefolgt.  
 
Der Anregung zur verbindlichen Vorgabe der Installation artenschutzgerechter Beleuchtungsmittel inner-
halb des gesamten Plangebiets in Form einer dahingehenden Festsetzung wird nicht gefolgt. Der vor-
handene Hinweis hierzu wird beibehalten. Der Anregung zur ausschließlichen Verwendung der Pflanzliste 
an die Vorgaben des Landschaftsplans wird nicht gefolgt. Der Verweis auf Abs. 6 BauGB in den textli-
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chen Festsetzungen in Bezug auf die Festsetzungen nach §§ 20 und 25 BauGB wird hierzu herausge-
nommen. 
 
Der Anregung zur redaktionellen Anpassung der Artenschutzprüfung II (ASP II) hinsichtlich des Brutplat-
zes des Bluthäftlings wird gefolgt. Hierzu wird auch der landschaftspflegerische Fachbeitrag entspre-
chend redaktionell angepasst. Der Anregung zur Erstellung der Übersichtskarte der geplanten Aus-
gleichsfläche im Bereich des „Weilerfeldes“ (CEF-Maßnahme Wormersdorf) wird ebenfalls gefolgt und 
dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag beigefügt. Der Forderung zur fortlaufenden Dokumentation 
der CEF-Maßnahmen wird nicht gefolgt. 
 
Der Anregung zum Abstimmungstermin mit der UNB vor Satzungsbeschluss wird nicht gefolgt. Ein Ter-
min zur grundsätzlichen thematischen Erörterung wird nach Satzungsbeschluss jedoch mit der UNB 
abgestimmt. Der Anregung zur Aufnahme der verwendeten Ökopunkte unter Punkt 7.4 der textlichen 
Festsetzungen wird gefolgt. Der Anregung zur redaktionellen Anpassung der Ziffer 3.3 im landschafts-
pflegerischen Fachbeitrag wird nicht gefolgt. 
 
Der Anregung zur zusätzlichen Installation von 3 Schleiereulenkästen einschließlich der Lagebeschrei-
bung wird durch die Aufnahme in der Artenschutzprüfung II sowie Umweltbricht zum Bebauungsplan 
gefolgt. Zusätzlich wird auf die Maßnahmen im textlichen Teil des Bebauungsplans unter Punkt C: Hin-
weise Pkt. 14 verwiesen. Im Nachgang der Bauleitplanverfahren werden hinsichtlich der möglichen 
ÖPNV-Anbindung des Plangebiets mit dem Fachbereich ÖPNV und Mobilität des Rhein-Sieg-Kreises 
Abstimmungsgespräche aufgenommen. 
 
Die sonstigen Ausführungen der am 10.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.22 des Rhein-Sieg-
Kreises werden zur Kenntnis genommen. 
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B 1.23 Gemeinde Alfter, Der Bürgermeister, Am Rathaus 7, 53347 Alfter 

Hier: Schreiben vom 09.01.2018 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.23: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.23 wie folgt zu entscheiden: 

Die Belange der Gemeinde Alfter werden durch die Planung nicht berührt. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene 
Stellungnahme B 1.23 der Gemeinde Alfter, Der Bürgermeister, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.24 Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NW e. V., Ortsgruppe Rheinbach, 

Krahforst 6, 53359 Rheinbach 

Hier: Schreiben vom 10.01.2018 
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Stellungnahme des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NW e. V., Ortsgruppe Rheinbach im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ und 18. Än-
derung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 09.08.2017: 
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Beschlussentwurf zu B 1.24: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 09.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.24 wie folgt zu entscheiden: 

Die Stellungnahme des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NW e. V., Ortsgruppe Rheinbach, 
welche im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung zu den Bauleitplanverfahren Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ 
und 18. Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Wolbersacker“ mit Schreiben vom 09.08.2017 
einging, wurde in der Sitzung des SUPV (Ausschuss für Stadtentwicklung: Umwelt Planung und Verkehr) der 
Stadt Rheinbach in seiner Sitzung am 21.11.2017 bereits behandelt und vorberaten. Die Inhalte der damaligen 
Stellungnahme des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland LV NW e. V., Ortsgruppe Rheinbach sind v. 
g. dargestellt. Das Beschlussergebnis der Stadt Rheinbach wird hierzu (kursive Schreibweise) nachfolgend 
nochmals aufgeführt: 

Im rechtsgültigen Flächennutzungsplan der Stadt Rheinbach sind ca. 70 % der Flächen des Plangebiets bereits 
als gewerbliche Bauflächen dargestellt. Die Darstellung der Flächen drückt das langfristige planungsrechtliche 
Ziel der Gemeinde aus, den bereits vorhandenen Gewerbegürtel entlang der BAB 61 weiter sinnvoll fortzusetzen. 
Der Aufstellung des Bebauungsplanes Rheinbach Nr. 59 „Wolbersacker“ ging dabei ein durch die städtische 
Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft wfeg beauftragtes Gewerbeflächenentwicklungskonzept 
voraus, welches am 22.06.2015 vom Rat der Stadt Rheinbach als städtebauliches Konzept beschlossen wurde. 
Aufgrund der positiven wirtschaftlichen Dynamik verfügt die Stadt Rheinbach zwischenzeitlich nur noch über ca. 
3 ha baureife Gewerbeflächen. Die Nachfrage an gewerblichen Bauflächen, insbesondere an größeren zusam-
menhängenden Flächen ist ungebrochen, kann jedoch derzeit aufgrund mangelnder Verfügbarkeit nicht bedient 
werden. Die Arbeitsplatzzentralität liegt trotz eines Anstiegs seit 2006 unterhalb der des Rhein-Sieg-Kreises, was 
sich auch in der hohen Zahl der Auspendler niederschlägt. Der Gutachter empfiehlt daher, „…der gewerblichen 
Entwicklung und Flächendisposition einen erhöhten Stellenwert einzuräumen.“, um durch „…Erhöhen der Ar-
beitsplatzzentralität und Schaffen eines runden und ausgewogenen Angebots für Wohnen und Arbeiten…“ den 
Standort Rheinbach wirtschaftlich weiterzuentwickeln und auch die Auspendlerüberschüsse zu reduzieren. Der 
Standort Wolbersacker ist aufgrund seines Angebotes „an größeren zusammenhängenden Flächen mit geringem 
Konfliktpotential und hervorragender Anbindung für Produktion, Großhandel und ausgesuchter Logistik“ beson-
ders geeignet, das bisher unterrepräsentierte Profil des produktiven Sektors zu stärken. Aufgrund der Lage zwi-
schen regionalen und überregionalen Verkehrstrassen, der Möglichkeit einer direkten Anbindung an die BAB 61 
und der Nähe zum S-Bahnhaltepunkt Bonn-Euskirchen bieten die Flächen eine hohe verkehrstechnische An-
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schlussqualität für eine gewerblich / industrielle Entwicklung. So können u.a. auch nutzungsspezifisch optimale 
verkehrliche Voraussetzungen geschaffen werden, um den entstehenden Ziel- und Quellverkehr direkt in das 
Plangebiet hinein-, bzw. hinauszuführen, ohne die innerstädtischen Verkehrsverhältnisse zu beeinträchtigen.  

In Fortentwicklung des bereits nördlich vorhandenen Gewerberings entlang der Autobahn A 61 bieten sich die 
Flächen im Sinne einer städtebaulich geordneten Entwicklung zur gewerblichen Nutzung an. Aus diesen Gründen 
sowie unter Berücksichtigung einer wirtschaftlichen Erschließung sollen die noch nicht im Flächennutzungsplan 
südlich gelegenen landwirtschaftlichen Flächen (ca. 17 ha) in die Planung einbezogen werden. Aufgrund der v g. 
Beweggründe soll die geplante Änderung des Flächennutzungsplans in der vorliegenden Form aufrechterhalten 
werden.  

Die Stadt Rheinbach befindet ist hinsichtlich der Inanspruchnahme der in Rede stehenden landwirtschaftlichen 
Flächen innerhalb des Plangebiets in Abstimmung mit der zuständigen Bezirksregierung Köln. Für diese zur 
gewerblichen Entwicklung vorgesehenen Flächen, die derzeit im Regionalplan nicht als GIB-Flächen erfasst sind, 
kann erst nach In-Kraft-Treten der dafür erforderlichen Regionalplanänderung der Charakter der Rechtskraft 
erreicht werden. Dem Anpassungsgebot gem. § 1(4) BauGB wird somit ausreichend Rechnung getragen. Die 
Erschließung und Bebauung des Plangebiets soll unabhängig davon in mehreren Bauabschnitten, von Norden 
nach Süden verlaufend, erfolgen. Die südlich gelegenen Flächen, die mit einer hohen Bodengüte ausgestattet 
sind, sollen dementsprechend erst mittelfristig in Anspruch genommen werden.  

Der zu erbringende ökologische und artenschutzrechtliche Ausgleich erfolgt neben weiteren Maßnahmen inner-
halb des Plangebiets größtenteils auf Grundlage externer Maßnahmen. Hierbei sollen u.a. intensiv genutzte 
landwirtschaftliche Flächen in eine artenreiche Mähwiese umgewandelt werden. Ziel dieser Maßnahme ist die 
Förderung von selten gewordenen, lebensraumtypischen Grünland-Biotopkomplexen, die Förderung der Vielfalt 
heimischer Tier- und Pflanzenarten sowie die Förderung von Nahrungs-, Brut- und Deckungsmöglichkeiten. Zu-
dem soll ein Beitrag zum abiotischen Ressourcenschutz von Boden und Wasser und zur Erhaltung und Anreiche-
rung des Landschaftsbildes erbracht werden. Die Konzeption zu den internen und externen ökologischen und 
artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen kann dem landschaftspflegerischen Fachbeitrag sowie der arten-
schutzrechtlichen Untersuchung Stufe II entnommen werden, welche Bestandteil der Unterlagen der öffentlichen 
Auslegung sind. Die geplanten Ausgleichsmaßnahmen entsprechen dabei in Ihrer Ausgestaltung und Bewertung 
den gesetzlichen Bestimmungen.  

 

Im Nachgang der Offenlage wurde aufgrund der Anregung der Unteren Naturschutzbehörde im Zuge der Behör-
denbeteiligung die Installation von drei Schleiereulenkästen zusätzlich in die Bebauungsplanunterlagen mit auf-
genommen. Hierdurch wird ein weiterer artenschutzrechtlicher Beitrag durch die Bauleitplanung gewährleistet.  

Mit Schreiben vom 19.02.2018 teilte die Bezirksregierung zwischenzeitlich mit, dass die vorgelegte 18. Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Rheinbach für den Bereich „Gewerbegebiet Wolbersacker“, mit dem vorge-
legten Planungsstand vom 20.11.2017 an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst ist. 

 

Die Stellungnahme wird unter Bezugnahme der mit Schreiben vom 09.08.2017 eingegangenen Stellung-
nahme zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 10.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 
1.24 des Bund für Umweltschutz und Naturschutz Deutschland LV NW e.V., Ortsgruppe Rheinbach, ist 
keine Beschlussfassung erforderlich. 
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B 1.25 NABU Bonn, Naturschutz für Bonn und den Linksrheinischen Rhein-Sieg-Kreis, Natur-

schutzzentrum Am Kottenforst, Waldstraße 31, 53913 Swisttal 

Hier: Schreiben vom 12.12.2017 

 

 

Beschlussentwurf zu B 1.25: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.12.2017 eingegangene Stellungnahme B 

1.25 wie folgt zu entscheiden: 

Die Verwaltung beantwortete die Anfrage des NABU per E-Mail am 12.12.2017 mit folgendem Wortlaut: 

Sehr geehrte Frau Bauer, 

am 9.08.2017 hat der BUND eine Stellungnahme zum Planverfahren abgegeben, die von Herrn Dr. Ehrenberg 
zugleich im Namen des NABU Deutschland, Kreisgruppe Bonn e. V. unterzeichnet wurde. Diese Stellungnahme 
ist unter E 1.17 aufgeführt und behandelt. Die Stellungnahme liegt mit den Unterlagen zu den Bauleitplanverfah-
ren aus und ist auch unter dem nachfolgenden Link einzusehen. Eine gesonderte Stellungnahme liegt uns nicht 
vor.  

http://www.rheinbach.de/imperia/md/content/cms121/bauenwohnenundstadtentwicklung/stadtentwicklung/aktuell
e_bauleitplanverfahren/wolbersacker/07_umweltbez_stellungnahmen_fnp.pdf 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Über die mit Schreiben vom 12.12.2017 eingegangene 
Stellungnahme B 1.25 des NABU Bonn, Naturschutz für Bonn und den Linksrheinischen Rhein-Sieg-
Kreis, ist keine Beschlussfassung erforderlich. 

 

http://www.rheinbach.de/imperia/md/content/cms121/bauenwohnenundstadtentwicklung/stadtentwicklung/aktuelle_bauleitplanverfahren/wolbersacker/07_umweltbez_stellungnahmen_fnp.pdf
http://www.rheinbach.de/imperia/md/content/cms121/bauenwohnenundstadtentwicklung/stadtentwicklung/aktuelle_bauleitplanverfahren/wolbersacker/07_umweltbez_stellungnahmen_fnp.pdf
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B 1.26 Bezirksregierung Köln, Zeughausstraß2 2 -10, 50606 Köln 

Hier: Schreiben vom 12.01.2018 
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Beschlussentwurf zu B 1.26: 

Der Rat der Stadt Rheinbach beschließt, über die mit Schreiben vom 12.01.2018 eingegangene Stellungnahme B 

1.26 wie folgt zu entscheiden: 

Die Ausführungen zur Gliederung der Industrie- und Gewerbegebiete wird zur Kenntnis genommen.  

Die Abstimmung der festgesetzten Gliederungen erfolgte im Rahmen der Offenlage gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit 
der unteren Immissionsschutzbehörde beim Rhein-Sieg-Kreis. 

Der Hinweis auf die Festsetzungsmöglichkeiten von Abständen zwischen Betriebsbereichen nach der StörfallVO 
und schutzwürdigen Gebieten nach der Empfehlung "KAS-18" wird zur Kenntnis genommen. Die Bezirksregie-
rung nimmt Bezug auf ein Rechtsgutachten, das verschiedene Festsetzungsformulierungen enthält. Dabei weist 
der Gutachter darauf hin, dass die derzeitige Gesetzes- und Verordnungslage keine Verpflichtung, sondern ledig-
lich eine Empfehlung zu derartigen Festsetzungen formuliert. Es werden hohe Anforderungen daran gestellt, 
dass Gliederungen nach KAS-18 ausschließlich mit städtebaulichen Gründen begründet werden dürfen. Zudem 
weist gerade das zitierte Rechtsgutachten an verschiedenen Stellen auf die mögliche Unschärfe und damit Feh-
lerhaftigkeit von derartigen Festsetzungen hin.  

Die Stadt Rheinbach ist der Auffassung, dass die Gliederung der Gewerbegebiete nach dem Abstandserlass 
NRW (2007) ausreichend ist, um Konflikte aus der gewerblichen und industriellen Nutzung mit vorhandenen und 
geplanten Nutzungen vorzubeugen. Eine abschließende Konfliktlösung störfallrechtlicher Probleme auf der Ebe-
ne der Bauleitplanung, ist insbesondere bei einer sogenannten „Angebotsplanung“ nicht möglich und würde auf-
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grund schematischer Betrachtung, in Ermangelung von Detailkenntnissen, zu einem umfänglicheren Ausschluss 
bestimmter Nutzungen führen als bei einer betriebsbezogenen Betrachtung. Insbesondere vor dem Hintergrund, 
das sowohl in § 50 Satz 1 BImSchG als auch in Art. 13 der Seveso-III Richtlinie nicht an bestimmte Anlagen 
angeknüpft wird, sondern an Betriebsbereiche, bei denen bestimmte gefährliche Stoffe im Sinne des Anhangs I 
der Seveso-III Richtlinie (Richtlinie 2012/18/EU) in bestimmtem Mengen vorhanden sind oder bei einem schwe-
ren Unfall anfallen können, können eine Vielzahl unterschiedlichster Anlagen störfallrelevant sein. 

Schützenswerte Nutzungen nach "KAS-18" sind bedeutende Infrastrukturanlagen (Bundesstraße, Bundesaus-
tobahn), Schulen und Orte mit hohem Besucher- oder Nutzeraufkommen (wie z. B. Einzelhandel) und auch be-
nachbarte Wohnbebauung. Das gesamte Plangebiet ist umgeben von schützenswerten Nutzungen wie Schulen, 
der Bundesstraße, der Bundesautobahn und Wohnbauflächen. Da diese Nutzungen vorhanden sind (und nicht 
nur geplant), sind sie bei den erforderlichen immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen zu berücksichtigen, 
was zur Folge hat, dass für den jeweiligen Betrieb bzw. Betriebsbereich konkrete Abstände entsprechend der 
eingesetzten Stoffe eingehalten werden müssen. Mit der Ausdehnung des Plangebietes insbesondere in Ost-
West-Richtung (ca. 350 m) und auch in Nord-Süd-Richtung (ca. 850 m) ergibt sich schon aus der Örtlichkeit eine 
starke Beschränkung der überhaupt möglichen Störfallbetriebe. Insofern ist nach Auffassung der Stadt Rhein-
bach dem Schutzbedürfnis der jeweils bestehenden Anlagen und Nutzungen auch in der Vorsorge ausreichend 
Rechnung getragen. Eine entsprechende Festsetzung kann keinen stärkeren Schutz bieten.  

Der Empfehlung zur Festsetzung von sogenannten "Achtungsabständen" gemäß KAS-18 wird daher nicht ge-
folgt. 

 
Die Ausführungen der mit Schreiben vom 12.01.2018 eingegangenen Stellungnahme B 1.26 der Bezirks-
regierung Köln, Dezernat 53 – Immissionsschutz - werden zur Kenntnis genommen. Der Anregung, soge-
nannte „Achtungsabstände“ gemäß KAS-18 im Bebauungsplan festzusetzten, wird nicht gefolgt. 
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Nr. Name Nr. Name 

 

1 RSAG AöR 14 Landesbüro der Naturschutzverbände 

2 AbfallLogistik Rhein-Sieg GmbH 15 
Naturschutz Rheinbach-Voreifel e.V. 

Dr. Eckhardt Ehrenberg 

3 Bezirksregierung Arnsberg 16 Zweckverband Naturpark Rheinland 

4 RWE Power Aktiengesellschaft 17 Regionalverkehr Köln GmbH 

5 Handwerkskammer zu Köln 18 Verkehrsverbund Rhein-Sieg 

6 Kreishandwerkerschaft Bonn/Rhein-Sieg 19 Deutsche Telekom  Netzproduktion GmbH 

7 Industrie- und Handelskammer 20 
Deutsche Telekom Technik GmbH 

Stichwort Bebauungsplan 

8 Einzelhandelsverband Bonn Rhein-Sieg Kreis Euskirchen e.V. 21 ALIZ West GmbH & CoKG 

9 Kath. Kirchengemeinde St. Martin 22 RWE Deutschland AG, Regionalzentrum Westliches Rheinland 

10 Kath. Kirchengemeinde St. Martin 23 Westnetz GmbH, DRW-S-LK-TM 

11 Evangelische Kirchengemeinde 24 NETCOLOGNE 

12 
Bezirksvorsitzender Kreisbauernschaft 

Ortsstelle Rheinbach 
25 Airdata AG 

13 E-Plus Mobilfunk GmbH & Co.KG 26 Wilhelm Simons, Wasser- und Bodenverband, Rheinbach 
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27 
Heinz Ulrich Müller 

Wasser- und Bodenverband Niederdrees 
39 Heinrich Engelbert Becker, Wasser- und Bodenverband, Wormersdorf 

28 Gemeinde Swisttal 40 Henning Horn, Rheinbacher Seniorenforum e.V. 

29 Stadt Euskirchen   

30 Stadt Bad Münstereifel   

31 Verbandsgemeindeverwaltung Altenahr   

32 Stadtverwaltung Bonn   

33 
Wirtschaftsförderungs- und Entwicklungsgesellschaft der Stadt 

Rheinbach mbH 
  

34 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 33, Ländliche Entwicklung,  

Bodenordnung 
  

35 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 51, Natur- und Landschaftsschutz, 

Fischerei 
  

36 
Bezirksregierung Köln, Dezernat 52,  Abfallwirtschaft und 

Bodenschutz 
  

37 Nahverkehr Rheinland GmbH   

38 Lothar Gerharz, Ortslandwirt   

 


